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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Hösl 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu r daß vor dem Gebäude der Ständi- 
gen Vertretung der Bundesrepublik Deutsch- 
land in Ost-Berlin ein Parkverbotsschild auf- 
gestellt wurde, das lediglich , Fahrzeuge der 
ständigen Vertretung der BRD in der „DDR" 
ausnimmt, und wird die Bundesregierung ver- 
langen, daß statt der Abkürzung die vollstän- 
dige offizielle Bezeichnung der Vertretung im 
Text des Straßenverkehrsschildes erscheint, 
widrigenfalls sie ihre Fahrzeuge dort nicht ab- 
stellen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Schlei 
vom 17. Juli 1974 

Es trifft zu, daß etwa vier Meter seitlich vor dem Gebäude der 
Ständigen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland auf dem 
Trottoir der Hannoverschen Straße in Ost-Berlin ein Parkverbots- 
schild steht, das ein Zusatzschild mit der Aufschrift „Ausgenom- 
men Fahrzeuge der Ständigen Vertretung der BRD in der DDR" 
trägt. 

Die Zuständigkeit für die Aufstellung und Gestaltung dieses Ver- 
kehrszeichens liegt bei den Behörden in Ost-Berlin. Die Bundes- 
regierung sieht um so weniger einen Anlaß, bei den Behörden 
der DDR wegen einer Änderung der Beschriftung des Verkehrs- 
schildes vorstellig zu werden, als jedermann die korrekte Be- 
zeichnung „Ständige Vertretung der Bundesrepublik Deutschland 
bei der Deutschen Demokratischen Republik" auf dem Amts- 
schild an dem Gebäude lesen kann, vor dem das Verkehrsschild 
steht. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


2. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


Wie hoch ist nach der Angleichung des Stel- 
lenkegels des Auswärtigen Amtes an den der 
anderen Ressorts der Anteil (Vomhundertsatz) 
der Planstellen des Auswärtigen Amtes in 
den verschiedenen Besoldungsgruppen an der 
Gesamtzahl der Planstellen der jeweiligen 
Laufbahn? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wischnewski 
vom 15. Juli 1974 

Anliegend übersende ich eine Aufstellung, aus der der zahlen- 
mäßige und prozentuale Anteil der Planstellen des Auswärtigen 
Amts in den verschiedenen Besoldungsgruppen (getrennt nach 
Inland und Ausland) an der Gesamtzahl der Planstellen der Bun- 
desministerien einschließlich Bundeskanzleramt ersichtlich ist. 
Auf folgende Punkte darf ich besonders hinweisen: 
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1. Als Quelle für das Zahlenmaterial mußte auf den Bundes- 
haushaltsplan 1973 zurückgegriffen werden, da die Angaben 
1974 für die übrigen obersten Bundesbehörden hier noch nicht 
zur Verfügung stehen. Durch den Haushalt 1974 haben sich 
keine wesentlichen Änderungen ergeben, außer 31 Hebungen 
im einfachen Dienst im Inland. Hier lauten die nunmehr 
gültigen Relationen: 

Besoldungs- Inland 

Gruppe Anzahl °/o 


A 5 

24 

32,0 

A 4 

27 

36,0 

A 2/3 

24 

32,0 


75 

100,0 



Oberste 


Auswärtiges Amt 


Besoldungs- 

Bundesbeh 

lörden *) 

Inlai 

ad 

Auslc 

ind 

Insges 

amt 

Gruppe 

Anzahl 

°/o 

Anzahl 

1 

o/o 

Anzahl 

o/o 

Anzahl 

'%> 

Höherer 









Dienst 









B 9 

84 

2,2 

9 

2,9 

17 

2,1 

26 

2,3 

B 6 

184 

4,8 

14 

4,5 

48 

5,9 

62 

5,5 

B 3 

778 

20,3 

55 

17,5 

76 

9,3 

131 

11,6 

A 16 

289 

7,5 

22 

7,0 

98 

12,0 

120 

10,6 

A 15 

1444 

37,6 

121 

38,5 

283 

34,6 

404 

35,7 

A 13/14 

1057 

27,6 

93 

29,6 

296 

36,1 

389 

34,3 


3836 

100,0 

314 

100,0 

818 

100,0 

1132 

100,0 

Gehobener 









Dienst 









A 13 

1780 

60,6 

161 

48,7 

96 

11,7 

257 

22,3 

A 12 

646 

22,0 

62 

18,7 

204 

24,8 

266 

23,1 

A 11 

312 

10,6 

50 

15,1 

279 

33,9 

329 

28,5 

A 9/10 

200 

6,8 

58 

17,5 

243 

29,6 

301 

26,1 


2938 

100,0 

331 

100,0 

822 

100,0 

1153 

100,0 

Mittlerer 









Dienst 









A 9 

574 

43,7 

49 

38,0 

33 

14,4 

82 

22,9 

A 8 

380 

28,9 

37 

28,7 

88 

38,4 

125 

34,9 

A 7 

237 

18,0 

33 

25,6 

93 

40,6 

126 

35,2 

A 5/6 

124 

9,4 

10 

7,7 

15 

6,6 

25 

7,0 


1315 

100,0 

129 

100,0 

229 

100,0 

358 

100,0 

Einfacher 









Dienst 









A 5 

271 

32,9 

16 

21,6 

17 

15,2 

33 

17,7 

A 4 

228 

27,7 

11 

14,9 

34 

30,3 

45 

24,2 

A 2/3 

325 

39,4 

47 

63,5 

61 

54,5 

108 

58,1 


824 

100,0 

74 

100,0 

112 

100,0 

186 

100,0 


*) nur Bundesministerien und Bundeskanzleramt ohne Auswärtiges Amt 
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2. Die Übersicht zeigt, daß der Stellenkegel des Auswärtigen 
Amts im Inland nur unwesentlich vom Durchschnitt bei den 
obersten Bundesbehörden abweicht. 

3. Der Stellenkegel der Vertretungen des Bundes im Ausland 
(Einzelplan 05 Auswärtiges Amt, Kapitel 03) weicht jedoch 
erheblich nach unten vom durchschnittlichen Stellenkegel der 
anderen Bundesministerien ab. Wenn auch für die Auslands- 
vertretungen ein Stellenkegel „sui generis" als gerechtfertigt 
vertretbar ist — dies ist insbesondere die Auffassung des 
Bundesministeriums der Finanzen — muß doch eine Abwei- 
chung im gegenwärtigen Umfang erhebliche personalwirt- 
schaftliche Probleme schaffen. Entsprechend dem Prinzip der 
Einheit des auswärtigen Dienstes sind Versetzungen zwischen 
Inland und Ausland die Regel. Solange im auswärtigen Dienst 
zu unterschiedliche Stellenkegel zur Anwendung kommen, ist 
es schwierig, dem Grundsatz „den richtigen Mann auf dem 
richtigen Platz" Rechnung zu tragen. 


3. Abgeordneter Gibt es bereits eine mit der deutsch-polni- 

Zebisch sehen Schulbuchkommission vergleichbare 

(SPD) deutsch- tschechische Schulbuchkommission, 

und wird sich die Bundesregierung gegebenen- 
falls bemühen, eine solche Kommission zu 
berufen und gegebenenfalls zu fördern, sofern 
sie spontan zustande kommt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wischnewski 
vom 10. Juli 1974 

Beide Fragen werden bejaht. 

Die nationalen UNESCO-Kommissionen der Bundesrepublik 
Deutschland und der CSSR veranstalteten eine erste Historiker- 
Tagung vom 28. bis 30. November 1967 in Braunschweig, dem 
Sitz des Internationalen Schulbuchinstituts, unter dessen wissen- 
schaftlicher Regie die Begegnung stand. 

Die zweite Begegnung auf Einladung tschechoslowakischer Histo- 
riker nach Prag kam infolge der innenpolitischen Ereignisse in 
der CSSR im August 1968 nicht zustande. 

Indessen sind die Kontakte tschechoslowakischer Wissenschaftler 
zum Internationalen Schulbuchinstitut und zu deutschen Histori- 
kern nicht abgerissen. 

Die Initiative zu einer Wiederaufnahme der offiziellen gemein- 
samen Gespräche liegt auf tschechoslowakischer Seite. Wir wer- 
den einer Erneuerung der Einladung aufgeschlossen begegnen. 


4. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Trägt die Sowjetunion als eine der vier 
Mächte, die Rechte und Verantwortlichkeiten 
für Deutschland als Ganzes und dessen Haupt- 
stadt innehaben, und die infolgedessen auch 
die Gewahrsamsmächte für das bundeseigene 
alliierte Militärgefängnis in Berlin-Spandau 
sind, entsprechend der Aufbringung der Ko- 
sten durch die Besatzungsmächte der drei 
Westsektoren von Berlin — sie halten sich 
zu diesem Zweck an den Berliner Besatzungs- 
kostenhaushalt und an den Landeshaushalt 
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Berlin — ihrerseits zur Aufbringung der Ko- 
sten des gesamten Gefängnisses bei r und hält 
sie sich dabei an einen Haushalt des Ostsek- 
tors von Berlin? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wischnewski 
vom 11. Juli 1974 

Als eine der vier Gewahrsamsmächte stellt die Sowjetunion im 
Wechsel mit den drei anderen Gewahrsamsmächten eine Wach- 
mannschaft für das Spandauer Militärgefängnis. Ob sie sich dafür 
an einen Haushalt des Ostsektors von Berlin hält, ist der Bundes- 
regierung nicht bekannt. Zu den übrigen Unterhaltskosten des 
Gefängnisses trägt sie nicht bei. 


5. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die For- 
Dr. Zimmermann mulierung im Gemeinsamen Kommunique über 
(CDU/CSU) den Besuch des jugoslawischen Präsidenten 

Tito in Deutschland, in der dieser als Ziel 
seiner Politik ein „Europa ohne Teilung in 
Blöcke und ohne künstliche Barrieren“ bezeich- 
net, und der Bundeskanzler hierzu erklärt, daß 
die Bundesregierung mit dieser Zielsetzung 
übereinstimmt; gemäß kommunistischer Dik- 
tion gleichbedeutend mit Auflösung der Atlan- 
tischen Allianz und Zerstörung der Europäi- 
schen Gemeinschaft ist, und warum hat es die 
Bundesregierung unterlassen, demgegenüber 
zu betonen, daß nicht nur die Aufrechterhal- 
tung der Atlantischen Allianz, sondern auch 
die Beibehaltung und der Ausbau der Europäi- 
schen Gemeinschaft Ziel der deutschen Politik 
ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wischnewski 
vom 15. Juli 1974 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß die Auflösung der 
Atlantischen Allianz und die Zerstörung der Europäischen Ge- 
meinschaft zu den Zielsetzungen der Politik Jugoslawiens ge- 
hören. 

Zur Frage der Notwendigkeit der Aufrechterhaltung der Atlan- 
tischen Allianz hat sich Bundeskanzler Schmidt in dem gemein- 
samen Kommunique in Übereinstimmung mit der Erklärung über 
die atlantischen Beziehungen geäußert, die auf der NATO-Mini- 
sterratstagung am 18./1 9. Juni 1974 in Ottawa verabschiedet 
worden ist. Diese Auffassung wird von jugoslawischer Seite 
respektiert. 

Zur Europäischen Gemeinschaft unterhält Jugoslawien vertrag- 
liche Beziehungen und ist an deren weiteren Entwicklung in- 
teressiert. In den während des Besuchs des jugoslawischen 
Staatspräsidenten geführten Gesprächen kam erneut zum Aus- 
druck, daß Jugoslawien die politische Rolle der Europäischen 
Gemeinschaft positiv würdigt. Im gemeinsamen Kommunique 
wird die weitere Entwicklung der Beziehungen zwischen Jugo- 
slawien und der Europäischen Gemeinschaft als Zielsetzung aus- 
drücklich angesprochen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die für den 
Freiherr Suchdienst der kirchlichen Wohlfahrtsver- 

von Fircks bände (Heimatortskarteien) vorgesehenen 

(CDU/CSU) Mittelkürzungen, die nach den im Haushalts- 

plan 1974 vorgesehenen Reduzierungen eine 
Verringerung des jetzigen 70 Personen um- 
fassenden Personalbestands — bei 417 000 
Auskünften im Jahr 1973 - — unvermeidlich 
machen, zu überprüfen, damit die Funktions- 
fähigkeit dieser Stellen weiterhin gewähr- 
leistet wird, deren bis heute unvermindert 
andauernde, durch Vereinbarung zwischen der 
Bundesregierung und den Rechtsträgern ver- 
traglich festgelegte Aufgaben ihre Ursache in 
der Gesetzgebung der Bundesrepublik Deutsch- 
land haben — im Interesse auch der aus den 
Vertreibungsgebieten stammenden Bevölke- 
rung, deren Umsiedlung noch nicht einmal ab- 
geschlossen ist? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 19. Juli 1974 


Der Kirchliche Suchdienst mit seinen zwölf Heimatortskarteien 
arbeitet zur Zeit mit 80 Kräften. Im Rahmen der mehrjährigen 
Finanzplanung ist im Zuge der Verringerung der Nachforschungs- 
arbeiten und durch weitgehende Rationalisierung der Verwal- 
tung am 1. Januar 1975 eine Verringerung auf 70 Kräfte vorge- 
sehen (vgl. Fußnote zu den Erläuterungen zu Kap. 06 40 Titel 
684 03 des Bundeshaushalts für 1973 und 1974). Diese Planung 
findet ihre Bestätigung in einer gutachtlichen Stellungnahme des 
Herrn Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in der Verwal- 
tung vom April 1974, die auf Veranlassung des Herrn Bundes- 
ministers der Finanzen erstellt und von diesem mit Schreiben 
vom 12. Juni 1974 dem Herrn Vorsitzenden des Haushaltsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages übersandt wurde. Über diese 
im Einvernehmen mit dem Kirchlichen Suchdienst vorgesehenen 
Kürzungsmaßnahmen hinaus ist dem Kirchlichen Suchdienst we- 
der von mir noch durch die obenbezeichnete gutachtliche Stel- 
lungnahme des Herrn Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit 
in der Verwaltung eine weitere Stellenkürzung angekündigt 
worden. Sie ist in der Finanzplanung bis 1978 auch nicht vorge- 
sehen. 


7. Abgeordneter Ist durch geeignete Maßnahmen der Bundes- 

Dr. Hammans regierung sichergestellt, daß entsprechend der 

(CDU/CSU) Entschließung des Bundestages vom 24. Juni 

1971 der Aromatengehalt des Benzins mit nie- 
drigem Bleigehalt den damals bei Super-Ben- 
zin üblichen Wert nicht überschreitet? 
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Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 19. Juli 1974 

Die Bundesregierung hat die Mineralölwirtschaft auf die Ent- 
schließung des Deutschen Bundestages, nach der der Aromaten- 
gehalt des Superbenzins den bei Inkrafttreten des Benzinblei- 
gesetzes üblichen Wert nicht überschreiten soll, hingewiesen. 
Darüber hinaus hat sich die Bundesregierung bei der Erarbeitung 
einer neuen Deutschen Industrienorm für Mindestanforderungen 
an Ottokraftstoffe, DIN 00 5160, dafür eingesetzt, daß eine Be- 
grenzung des Aromatengehalts der Ottokraftstoffe in die Norm 
aufgenommen wird. Die an der Erarbeitung der Norm beteiligten 
Wirtschaftszweige, die Automobilindustrie und die Mineralöl- 
wirtschaft, haben hierzu erklärt, diesem Anliegen würde durch 
die Forderung der Norm, die Verträglichkeit der Kraftstoffe 
müsse gegenüber den bisher im Kraftfahrzeug-Motorenbau be- 
währten Elastomeren sichergestellt sein (bei zu hohem Aroma- 
tengehalt werden die Elastomeren angegriffen), Rechnung ge- 
tragen. 

Im Rahmen der Durchführung der ersten Stufe des Benzinblei- 
gesetzes hat sich der Aromatengehalt der Benzine nach Mittei- 
lung der Mineralölwirtschaft nicht erhöht. Diese Mitteilung 
wurde durch eine im Auftrag der Bundesregierung durchgeführte 
Untersuchung von 200 Stichproben, die an den Tankstellen von 
12 verschiedenen Benzinmarken in acht Ländern der Bundes- 
republik Deutschland gezogen wurden, bestätigt; der Aromaten- 
gehalt der gezogenen Proben betrug im Mittel 43,8 Volumen- 
prozent. 

Die Bundesregierung wird den Aromatengehalt der Superbenzine 
und seine Auswirkungen auf gesundheitsschädliche Bestandteile 
in den Kraftfahrzeugabgasen weiterhin aufmerksam verfolgen. 
Nach einer Richtlinie des Rats der Europäischen Gemeinschaften 
vom 28. Mai 1974 (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 159/61 vom 15. Juni 1974) müssen die Kohlenwasserstoff- 
emissionen der mit Benzin zu betreibenden Kraftfahrzeuge we- 
sentlich (15°/o, einzuhalten bei jeder Vergasereinstellung) herab- 
gesetzt werden. Damit werden auch mögliche Auswirkungen des 
Aromatengehalts der Benzine auf die Zusammensetzung der 
Kraftfahrzeugabgase entsprechend vermindert. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


8. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, u. a. anstelle 
des im Münchner Norden nicht zu verwirkli- 
chenden Rangierbahnhofs oder auf dem Ge- 
lände des Alabama-Depots — beides bundes- 
eigene Grundflächen und daher rasch bebau- 
bar — zur städtebaulichen Aufwertung des 
Münchner Nordens die Errichtung des Euro- 
päischen Patentamtes, der Bedienstetenwoh- 
nungen und der Europäischen Schule zu prüfen, 
um das Europäische Patentamt für München 
zu erhalten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 11. Juli 1974 

Wie ich bereits auf die schriftliche Frage des Kollegen Dr. Riedl 
(München) vom 14. Juni 1974 (vgl. 111. Sitzung des Deutschen 
Bundestages vom 21. Juni 1974, Anlage 13, S. 7612 C) ausgeführt 
habe, hat sich die Münchner Diplomatische Konferenz für Mün- 
chen als Sitz des Europäischen Patentamts entschieden, nachdem 
ihr seitens der Bundesrepublik Deutschland noch einmal alle 
Einzelheiten für die Planung des Dienstgebäudes des Europäi- 
schen Patentamts am Standort Erhardtstraße unter Hervorhebung 
der Vorteile gerade dieses Standorts ausführlich unterbreitet 
worden waren. Der Standort Erhardtstraße ist damit eindeutig 
Grundlage der Sitzentscheidung der Münchner Konferenz ge- 
wesen. Die Wahl eines anderen Standorts würde dieser Sitzent- 
scheidung die Grundlage entziehen. In einem solchen Falle 
könnte die Bundesregierung die Regierungen der anderen 20 be- 
teiligten Staaten nicht daran hindern, die Sitzfrage wieder zur 
Diskussion zu stellen. Mit einer erneuten Bewerbung für London 
und für Den Haag müßte jedenfalls gerechnet werden. 

Wie eine solche neuerliche Diskussion um den Sitz ausgehen 
würde, wäre völlig offen. Sie wäre jedoch mit einem nicht mehr 
kalkulierbaren Risiko für den Sitz des Europäischen Patentamts 
in München und damit in der Bundesrepublik Deutschland ver- 
bunden. Das gilt um so mehr, als die Bundesrepublik Deutsch- 
land die Diskussion schon insoweit unter entscheidend ver- 
schlechterten Bedingungen führen müßte, als sie sich gegenüber 
ihren Mitbewerbern nicht mehr auf das stets in den Vordergrund 
gestellte Argument der besonderen sachlichen, planerischen und 
finanziellen Vorteile berufen könnte, wie sie mit dem Standort 
Erhardtstraße verbunden sind. 

Auf einen weiteren Punkt habe ich ebenfalls bereits in meiner 
Antwort an den Kollegen Dr. Riedl (München) hingewiesen: Die 
Bundesregierung hat mit ihrer Unterschrift unter das von der 
Münchner Diplomatischen Konferenz verabschiedete Europäische 
Patentübereinkommen, das die Sitzfrage regelt, gegenüber den 
beteiligten Regierungen die Verpflichtung übernommen, alles in 
ihrer Kraft Stehende zu tun, um die Zusagen, die sie vor Unter- 
zeichnung abgegeben hat und durch die die Verhandlungspartner 
zur Annahme des Übereinkommenstextes mit seinem jetzigen 
Inhalt veranlaßt worden sind, zu erfüllen. Dazu gehören auch die 
Erklärungen und Zusagen über den Standort des vorgesehenen 
Dienstgebäudes für das Europäische Patentamt an der Erhardt- 
straße. Die Wahl eines anderen Standorts für das Europäische 
Patentamt in München würde der danach von der Bundesregie- 
rung übernommenen Verpflichtung zuwiderlaufen. 

Unter diesen Umständen kann seitens der Bundesregierung 
— gerade auch im Interesse der Erhaltung des Europäischen 
Patentamts für München und für die Bundesrepublik Deutsch- 
land — nicht in Betracht gezogen werden, den vorgesehenen 
Standort Erhardtstraße in Frage zu stellen. 

Für die Errichtung einer Europäischen Schule ist bereits seit 
langem ein Gelände in München-Perlach vorgesehen. 

über die Frage einer Errichtung von Wohnungen für Bedienstete 
des Europäischen Patentamts ist noch nicht entschieden. Es ist 
aber in keinem Fall daran gedacht, daß der Bund bei einer Erstel- 
lung solcher Wohnungen als Bauträger auftritt. 
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Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
den oft unterschiedlichen Beginn von Schul- 
ferien und Gerichtsferien (Regelung gern. § 199 
des Gerichtsverfassungsgesetzes) Richter, 
Staatsanwälte, Gerichtspersonal, Rechtsanwäl- 
te und Rechtsbeistände in der Zeitwahl und 
damit auch in der Gestaltung ihres Familien- 
urlaubs behindert sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 12. Juli 1974 

Nach § 199 GVG dauern die Gerichtsferien vom 15. Juli bis zum 
15. September. Durch die seit einigen Jahren eingeführte Neu- 
regelung der Sommerschulferien, nach welcher der Ferienbeginn 
länderweise gestaffelt und die Ferien dadurch auf einen größeren 
Zeitraum zwischen den Monaten Juni und September verteilt 
sind, liegen die Schulferien in einigen Ländern teilweise außer- 
halb der Gerichtsferien. Allerdings gilt dies immer nur für ein- 
zelne Jahre, da sich Beginn und Ende der Schulferien im Rahmen 
der langfristigen Sommerferienregelung von Jahr zu Jahr ver- 
schieben. 

Gerichtsferien gibt es nur in der ordentlichen Gerichtsbarkeit. 
Ihre Wirkungen treffen dort auch nur die streitige Zivilgerichts- 
barkeit, soweit eine Streitigkeit nicht kraft Gesetzes Feriensache 
ist oder im Einzelfall auf Antrag als Feriensache bezeichnet ist. 
Die Strafsachen und die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit laufen während der Gerichtsferien weiter. In den 
übrigen Zweigen der Gerichtsbarkeit (Verwaltungs-, Arbeits-, 
Sozial- und Finanzgerichtsbarkeit) gibt es keine Gerichtsferien. 
Weite Teile der ordentlichen Gerichtsbarkeit und alle übrigen 
Zweige der Gerichtsbarkeit müssen also überhaupt ohne Ge- 
richtsferien auskommen. 

Gleichwohl kann nicht übersehen werden, daß Personen, die in 
der Rechtspflege tätig sind, durch die teilweise Überschneidung 
von Sommerschulferien und Gerichtsferien in einzelnen Jahren 
in ihrer Dispositionsfreiheit für ihren Urlaub beschränkt sein 
können. 


9. Abgeordneter 
Leicht 
(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Leicht im Zusammenwirken mit den Ländern der sich 

(CDU/CSU) hieraus ergebenden Benachteiligung gegen- 

über anderen Bürgern entgegenzuwirken? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 12. Juli 1974 

Das Bundesministerium der Justiz beobachtet sorgfältig, welche 
Auswirkungen die Neuregelung der Sommerschulferien auf die 
Urlaubsgewohnheiten der in der Rechtspflege tätigen Personen 
hat. In einzelnen Ländern sind hierzu Befragungen der betroffe- 
nen Personenkreise durchgeführt worden. Außerdem wird sich 
die vom Bundesministerium der Justiz gebildete Kommission 
für das Zivilprozeßrecht demnächst mit diesem Themenkreis 
beschäftigen. 

Das Bundesministerium der Justiz mochte zunächst das Ergebnis 
dieser Befragungen und Überlegungen abwarten. Es wird dann 
weiter prüfen, ob und gegebenenfalls welche Maßnahmen zur 
Änderung der Vorschriften über die Gerichtsferien notwendig 
sind. 
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Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
durch die ersatzlose Streichung des § 361 Abs. 
8 StGB den Gemeinden große Schwierigkeiten 
dadurch entstanden sind, daß sie gegen Be- 
lästigungen durch Stadtstreicher nur noch dann 
eine Einwirkungsmöglichkeit haben, wenn die- 
se eine strafbare Handlung darstellen? 

Erwägt die Bundesregierung gegebenenfalls 
eine Ergänzung des § 361 StGB dahin gehend, 
daß der Polizei die grundsätzliche Möglich- 
keit der Einwirkung gegenüber Stadtstrei- 
chern gegeben wird, insbesondere unter dem 
Gesichtspunkt, daß bei einer ausschließlichen 
Einwirkungsmöglichkeit auf Grund des Poli- 
zeigesetzes die Beamten zu ad hoc-Entschei- 
dungen gezwungen wären, die eine Überforde- 
rung darstellen würden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 11. Juli 1974 

Die Ubertretungstatbestände des § 361 Nr. 3 (Landstreicherei) 
und Nr. 8 StGB (Verletzung einer behördlichen Ünterkommens- 
auflage, Obdachlosigkeit) wurden durch das Einführungsgesetz 
zum Strafgesetzbuch (EGStGB) vom 2. März 1974 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 469, 500, 648) mit Wirkung vom 10. April 1974 aufge- 
hoben (vgl. Artikel 19 Nr. 206 i. V. mit Artikel 326 Abs. 3 des 
EGStGB). Das EGStGB hat damit nur eine Regelung wiederholt, 
die schon in Artikel 1 Nr. 30 des Zweiten Gesetzes zur Reform 
des Strafrechts vom 4. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 717) ge- 
troffen war. Der Gesetzgeber hat es als kriminalpolitisch frag- 
würdig angesehen, gegen harmlose oder nur lästige Verhaltens- 
weisen von zumeist labilen Tätern, auch wenn diese eine von 
der Mehrheit des Volkes nicht gebilligte Lebensauffassung ver- 
träten, mit Mitteln des Strafrechts, die hier weitgehend wir- 
kungslos seien, vorzugehen. Er hat dabei nicht übersehen, daß 
von einer bestimmten Gruppe von Stadtstreichern unter Umstän- 
den eine Gefährdung der Allgemeinheit ausgehen kann. Gleich- 
wohl hat er die Bildung eines insoweit beschränkten Tatbestan- 
des abgelehnt, weil dieser letzten Endes auf eine Art Verdachts- 
strafe hinauslaufe und auch wenig praktikabel sei. Diese Argu- 
mente haben auch heute ihre Gültigkeit nicht verloren. Die bloße 
Erleichterung von Verwaltungsaufgaben ist kein Grund, Straf- 
vorschriften zu schaffen oder aufrechtzuerhalten. 

Erfahrungsberichte über die Auswirkungen der Aufhebung der 
erwähnten Straftatbestände liegen der Bundesregierung nicht 
vor. Die Aufhebung hat nicht zur Folge, daß ein Eingreifen gegen 
Land- oder Stadtstreicher nur noch dann möglich ist, wenn diese 
eine sonst strafbare Handlung oder eine Ordnungswidrigkeit 
begehen. Es bleibt weiterhin die Möglichkeit übrig, gemeinlästi- 
gem Verhalten im Wege freiwilliger Hilfe entgegenzuwirken. 
Verbände und Organisationen der Wohlfahrtspflege, Sozialfür- 
sorge, Nichtseßhaften- und Gefährdetenhilfe haben hier, auch 
mit staatlicher und kommunaler Hilfe, schon vieles geleistet. 
Soweit Land- oder Stadtstreicher die Allgemeinheit oder die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung gefährden oder diese stören, 
kann nach den Polizeigesetzen der Länder mit den Mitteln des 
Polizeirechts gegen sie vorgegangen werden. Eine Ergänzung des 
Strafgesetzbuches erwägt die Bundesregierung daher derzeit 
nicht. 


11. Abgeordneter 
Mick 

(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 
Mick 

(CDU/CSU) 


10 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2412 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


13. Abgeordneter Hält die Bundesregierung fest an der derzeitig 
Dr. Todenhöfer gültigen mittelfristigen Finanzplanung, wonach 
(CDU/CSU) 1975 3,495 Milliarden DM und bis 1977 5 Mil- 

liarden DM für öffentliche Entwicklungshilfe 
aufgebracht werden sollen, sowie an der Zu- 
sage des damaligen Bundesfinanzministers 
Schmidt vor der Jahresversammlung des inter- 
nationalen Währungsfonds im September 1973 
in Nairobi, wonach die Bundesrepublik 
Deutschland bis zum Jahr 1978 ihre Entwick- 
lungshilfeleistungen verdoppeln wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 15. Juli 1974 

1. Die Bundesregierung hat am 4. Juli 1974 beschlossen, in den 

Einzelplan 23 des Entwurfs des Haushaltsplans 1975 
3264,7 Millionen DM einzustellen. Im Finanzplan 1974 bis 
1978 sind für 1977 4452 Millionen DM vorgesehen. 

2. Gegenüber den Ausgaben des Einzelplans 23 für 1973 in Höhe 
von 2588,9 Millionen DM sollen die im Finanzplan vorgesehe- 
nen Ausgaben des Einzelplans 23 in 1978 auf 5286,1 Millionen 
DM gesteigert werden. Trotz der notwendigen Beschränkung 
der öffentlichen Ausgaben werden sich daher die Leistungen 
für Entwicklungshilfe 1978 gegenüber 1973 verdoppeln. 


14. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


In welcher Weise haben die Vertreter des 
Bundes im Aufsichtsrat von VW darauf hinge- 
wirkt, daß das VW-Werk am 7. Juni erklärte, 
Abfindungsangebote an Belegschaftsangehö- 
rige seien nicht vorgesehen, und durch welche 
plötzlich veränderten Tatbestände erklärt sich 
der völlig anders lautende Beschluß des VW- 
Werks vom 13. Juni? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 9. Juli 1974 

Die Vertreter des Bundes im Aufsichtsrat der Volkswagenwerk 
AG haben nicht auf die Abgabe einer Erklärung hingewirkt, wie 
sie das Volkswagenwerk nach Ihrer Auffassung am 7. Juni 1974 
abgegeben haben soll. Ich kann auch nicht bestätigen, daß das 
Unternehmen eine solche Erklärung abgegeben hat. Nach Aus- 
kunft des Vorstands der Volkswagenwerk AG ist auf entspre- 
chende telefonische Anfragen hin erklärt worden, daß Vorstand 
und Betriebsrat keine Beschlüsse über ein Abfindungsangebot 
gefaßt hätten. Auch auf diese Erklärung haben die Vertreter des 
Bundes im Aufsichtsrat keinen Einfluß genommen. 

Wie mir der Vorstand mitteilt, hat er auf Grund eines Vor- 
standsbeschlusses vom 11. Juni 1974 am darauffolgenden Tag 
Verhandlungen mit dem Betriebsrat aufgenommen, die zu einer 
Betriebsvereinbarung vom 12. Juni 1974 über insgesamt etwa 
3000 Abfindungsangebote geführt haben. Es sei nicht üblich, 
über solche Abfindungsangebote gegenüber der Öffentlichkeit 
zu sprechen, bevor die Betriebsvereinbarung zustande gekommen 
ist. 
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15, Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, nach einer 
Reform der Auslandsbesoldung die Frage der 
Übernahme des Besoldungswesens des Aus- 
wärtigen Amts durch die Bundesbesoldungs- 
stelle neu zu überdenken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 10. Juli 1974 

Durch die Kompliziertheit des bisherigen Auslandsbesoldungs- 
rechtes wäre es in der Vergangenheit nur mit großen Schwierig- 
keiten möglich gewesen, das von der Legationskasse des Aus- 
wärtigen Amtes entwickelte Auslandsbesoldungsverfahren in die 
bei der Besoldungsstelle der Bundesfinanzverwaltung bestehen- 
den Zahlungsverfahren einzugliedern. Hinzu kam, daß durch 
Raumprobleme und Personalknappheit bei der Besoldungsstelle 
und dem Rechenzentrum der Bundesfinanzverwaltung nur eine 
beschränkte Zahl von Übernahmen möglich war. Deshalb wurde 
die Reihenfolge nach dem zu erwartenden Rationalisierungs- 
effekt, z. B. Personaleinsparungen bei den abgebenden Dienst- 
stellen, bestimmt, was zu einer vorrangigen Zentralisierung der 
Abwicklung von Inlandszahlungen bei der Besoldungsstelle führt. 
So ist die Besoldungsstelle (bis Mitte 1975) mit der Durchführung 
weiterer bereits bindend zugesagter Übernahmen voll ausge- 
lastet. 

Da seit 1970 eine Reform der Auslandsbesoldung erwartet wird, 
sind weitere Überlegungen im Hinblick auf eine Übernahme des 
Besoldungswesens des Auswärtigen Amtes vorerst zurückgestellt 
worden. Die Übernahme wurde jedoch nicht, wie von der Kom- 
mission zur Reform des Auswärtigen Dienstes in ihrem Bericht 
ausgeführt, als „zu kompliziert und arbeitsaufwendig" abgelehnt. 

Nach einer Reform der Auslandsbesoldung werde ich die Frage, 
ob eine Einbeziehung dieser Zahlungsfälle in die Besoldungsver- 
fahren der Besoldungsstelle unter vertretbaren Voraussetzungen 
möglich ist, erneut eingehend prüfen, über den Ausgang dieser 
Prüfung werde ich Sie zu gegebener Zeit unterrichten. 


16. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Durch welche konkreten Ausgabekürzungen 
gedenkt die Bundesregierung die Steuermin- 
dereinnahmen in Höhe von 1,9 Milliarden DM 
für das Haushaltsjahr 1974 auszugleichen, und 
ist die Vorlage eines Nachtragshaushalts be- 
absichtigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 15. Juli 1974 

Im Haushaltsführungsrundschreiben vom 21. Juni 1974 hat der 
Bundesminister der Finanzen angeordnet, daß bei den Verwal- 
tungsausgaben, Zuweisungen und Zuschüssen grundsätzlich 
10 v. H. einzusparen sind. Die Regelung sieht im einzelnen vor, 
daß die genannten Ausgaben mit Ausnahme der Ansätze, die auf 
gesetzlichen oder internationalen Verpflichtungen beruhen, für 
jeden Einzelplan zu einem Gesamtbetrag zusammenzufassen 
sind; von diesem Gesamtbetrag sind dann 10 v. H. einzusparen. 
Damit wird die bei der starken Einschränkung notwendige Flexi- 
bilität für die Haushaltsführung ermöglicht. Aus konjunkturpoli- 
tischen Gründen sind die Ausgaben für Investitionen nicht in die 
Verfügungsbeschränkung einbezogen worden. 
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Bei der Verfügungsbeschränkung handelt es sich um eine Maß- 
nahme im Rahmen des Haushaltsvollzugs, die in § 41 BHO ihre 
rechtliche Grundlage hat. Die Vorlage eines Nachtragshaushalts 
kommt hierfür nicht in Betracht. 


17. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend 
Gansei dem Vorschlag des DGB die Arbeitnehmer 

(SPD) über die Neuregelung vor allem der Einkom- 

mensteuer und des Kindergeldes durch Bei- 
fügung eines prägnanten Informationsblattes 
zur Lohnsteuerkarte 1975 aufzuklären? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Porzner 
vom 19. Juli 1974 

Die Bundesregierung hält im Hinblick auf die durch das Ein- 
kommensteuerreformgesetz vorgesehenen umfangreichen Rechts- 
und Verwaltungsänderungen für 1975 eine umfassende Aufklä- 
rung der Lohnsteuerzahler für notwendig. Mit den obersten 
Finanzbehörden der Länder besteht Einigkeit darüber, daß das 
Bundesfinanzministerium und die Finanzverwaltungen der Län- 
der eine Informationsschrift herausgeben, die den Arbeitnehmern 
mit der Lohnsteuerkarte 1975 zugestellt werden soll. In der 
Informationsschrift soll auch der Zusammenhang mit dem Kinder- 
geld dargestellt werden. 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit beab- 
sichtigt, die Öffentlichkeit über die Reform des Familienlasten- 
ausgleichs umfassend zu informieren und dabei besonders her- 
vorzuheben, welche Personen alsbald beim Arbeitsamt einen 
Antrag stellen müssen, um rechtzeitig vom Jahresbeginn 1975 an 
in den Genuß des neuen Kindergeldes zu kommen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


18. Abgeordneter 
Höcherl 


(CDU/CSU) 


Glaubt die Bundesregierung, daß die Einfuhr 
von Textilien und Fertigkleidungsstücken aus 
Staatshandelsländern des Ostblocks geeignet 
ist, der deutschen Textil- und Bekleidungs- 
wirtschaft und den damit verbundenen Arbeits- 
plätzen einen Dienst zu erweisen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 16. Juli 1974 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß es dem wohlver- 
standenen Interesse unserer Volkswirtschaft, die einen beson- 
ders hohen außenwirtschaftlichen Verflechtungsgrad aufweist, 
entspricht, die Handelspolitik so liberal wie möglich zu gestalten. 
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Dies schließt nicht aus, daß gerade im Verhältnis zu Ländern 
unterschiedlicher Wirtschaftsordnung bestimmte sensible Berei- 
che unserer Industrie einen angemessenen Schutz erhalten. Dies 
ist bei der Textil- und Bekleidungsindustrie der Fall. Von den 
gegenüber den Staatshandelsländern noch mengenmäßig be- 
schränkten 605 Warenpositionen des gewerblichen Sektors ent- 
fallen 305 auf diesen Bereich. 85°/o der effektiven Textil- und Be- 
kleidungseinfuhren aus den Staatshandelsländern sind noch kon- 
tingentiert. 

An den Gesamteinfuhren des Jahres 1973 auf dem Textil- und 
Bekleidungssektor im Höhe von 13,3 Milliarden DM, die einem 
Umsatz unserer Industrie von 44,5 Milliarden DM gegenüber- 
stehen, waren die Importe aus den Staatshandelsländern mit 
rund 700 Millionen DM, d. h. ca. 5,2°/o beteiligt. Der Anteil der 
Einfuhren aus dem EG-Raum betrug 62°/o. 

Natürlich werden von den Einfuhren aus den Staatshandels- 
ländern die einzelnen Sparten in unterschiedlichem Maße be- 
troffen, überdurchschnittlich stark z. B. die Hersteller von Damen- 
oberbekleidung, Herrenoberbekleidung sowie Bett-, Tisch- und 
Haushaltswäsche. In keinem Falle aber liegt der Anteil dieser 
Einfuhren an den Gesamteinfuhren bei mehr als 18°/o. Zur Ab- 
wehr von marktstörenden Preisunterbietungen bei den Ostim- 
porten hat die Bundesregierung ein besonderes Preisprüfungs- 
verfahren entwickelt, das die Möglichkeit bietet, angemessene 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen. 

Nicht außer acht gelassen werden darf die Tatsache, daß unsere 
Textil- und Bekleidungsausfuhren in die Staatshandelsländer in 
den letzten Jahren ständig gesteigert werden konnten und im 
Jahre 1973 mit 608 Millionen DM eine beachtliche Höhe erreicht 
haben. Damit konnten Arbeitsplätze in der Textil- und Beklei- 
dungsindustrie gesichert und der früher sehr hohe Textileinfuhr- 
überschuß gegenüber dem Osten erheblich abgetragen werden. 
Im Verhältnis zu Polen hat sich 1973 sogar ein beachtlicher Aus- 
fuhrüberschuß ergeben, der auf erheblich angestiegene polnische 
Käufe nicht nur von Garnen, sondern auch von Geweben zurück- 
zuführen ist. 

Die Bundesregierung hat jedoch den Besorgnissen der Industrie 
und bei den Beschäftigten dadurch Rechnung getragen, daß die 
Einfuhrkontingente gegenüber den Staatshandelsländern 1974 
im Vergleich zu 1973 nicht erhöht wurden. Außerdem wurde die 
Ausschreibung eines Teils dieser Kontingente zurückgestellt. 


19. Abgeordneter 

Hauser 

(Krefeld) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
erhebliche Investitionen der Ölkonzerne in die 
Selbstbedienung ein Strukturwandel eingelei- 
tet wird, der die Existenz vieler Selbständiger 
dadurch gefährdet, daß durch einseitig gezielte 
Investitionen Wettbewerbsverzerrungen zu 
Lasten jener selbständigen Tankstelleninhaber 
entstehen, die auf Grund ihrer Verträge keine 
Selbstbedienung betreiben dürfen, und was 
gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, 
damit sich dieser Strukturwandel zumindest in 
geordneten Bahnen vollziehen kann? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 15. Juli 1974 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß sich im Tankstellenge- 
werbe seit längerer Zeit ein Strukturwandel vollzieht, der ins- 
gesamt auf eine rationellere Gestaltung des Treibstoffvertriebes 
in Verbindung mit einer Stärkung der Rentabilität der einzelnen 
Tankstellen zielt. 

Im Rahmen dieses Rationalisierungsprozesses ist die Zahl der 
Tankstellen in den letzten fünf Jahren von 46 900 auf 40 400 
reduziert worden. Berücksichtigt man den zwischenzeitlichen 
Verbrauchszuwachs, so resultiert daraus eine nicht unerhebliche 
Durchsatzsteigerung für das verbliebene Tankstellennetz. 

Mit der gleichen Zielsetzung sind die Mineralölgesellschaften in 
den letzten Jahren in zunehmendem Maße dazu übergegangen, 
Tankstellen ganz oder teilweise auf Selbstbedienung umzustel- 
len. Der damit verbundene Rabatt auf die Treibstoffpreise ist für 
die breite Schicht der Treibstoffverbraucher offenbar so attraktiv, 
daß sich die Mineralölgesellschaften zum Teil ermutigt fühlen, 
diesen Prozeß fortzuführen, zum anderen Teil aus Konkurrenz- 
gründen gezwungen sehen, diesem Trend zu folgen. 

Es ist nicht auszuschließen, daß in der Folge dieser Umstruktu- 
rierung im Einzelfall Härten auftreten. Offenbar sind die Mine- 
ralölgesellschaften aber entsprechend ihrem eigenen Interesse an 
einer Umsatzsteigerung und der Bindung von Fachkräften be- 
strebt, den Wünschen der Tankstelleninhaber weitgehend nach- 
zukommen oder Umsetzungen vorzunehmen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß dieser Umstruktu- 
rierungsprozeß nicht durch staatliche Interventionen mit den da- 
bei unvermeidbaren negativen Begleiterscheinungen gesteuert 
werden sollte, zumal aus der Anpassung der einzelnen Mineral- 
ölgesellschaften an die jeweiligen Marktbedingungen Vorteile 
für den Verbraucher erwachsen. Das schließt nicht aus, daß die 
Bundesregierung vermittelnd Einfluß nehmen würde, wenn dazu 
ein konkreter Anlaß vorliegt. Das ist bisher jedoch nicht der Fall 
gewesen. 


20. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Wie weit ist die Prüfung der Bundesregierung 
fortgeschritten, die durch Eingemeindungen 
entstehenden negativen Auswirkungen der 
Verwaltungs- und Gebietsreform auf dem Sek- 
tor der Haftpflichtversicherung bei Kraftfahr- 
zeugen zu verhindern bzw. zu mindern? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 11. Juli 1974 

Negative Auswirkungen der Verwaltungs- und Gebietsreform 
auf dem Sektor der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung wer- 
den dadurch gemindert, daß eine Änderung der Gebietsgrenzen 
und Einwohnerzahlen im Zuge von Eingemeindungen und Ge- 
meindezusammenschlüssen grundsätzlich keine unmittelbaren 
materiellen Auswirkungen auf die tarifliche Einstufung der 
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherungsverträge der hiervon be- 
troffenen Versicherungsnehmer zur Folge hat. Maßgebend für 
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die Einstufung der Verträge ist die sogenannte Ortsliste in der 
jeweils genehmigten Fassung. Änderungen der Ortsgröße, die 
während der Geltungsdauer der genehmigten Ortsliste erfolgen, 
bleiben bei der Einstufung der Versicherungsverträge unberück- 
sichtigt. 

Die der Ortsliste zugrunde liegenden Prinzipien sowie die Tätig- 
keit der mit der Überarbeitung der Ortsliste befaßten Ortslisten- 
kommission habe ich bei der Beantwortung der Fragen des Abge- 
ordneten Tillmann in der Fragestunde des Deutschen Bundes- 
tages am 21. Februar 1974 erläutert. Hat die Prüfung der Orts- 
listenkommission ergeben, daß sich die Verkehrsverhältnisse in 
bestimmten Gebieten durch Eingemeindung bzw. Gemeindezu- 
sammenschlüsse geändert haben, so werden entsprechende An- 
träge der Versicherungsunternehmen auf Änderung der gelten- 
den Ortsliste erst wirksam, wenn sie von der zuständigen Ver- 
sicherungsaufsichtsbehörde genehmigt worden sind. Eine solche 
Genehmigung wird nur in gewissen Zeitabständen und auch nur 
dann erteilt, wenn veränderte Verkehrsveihältnisse dies recht- 
fertigen. 


21. Abgeordneter 

Zebisch 


(SPD) 


Hat die Bundesregierung Anhaltspunkte, daß 
die deutsche Papierindustrie eine künstliche 
Papierverknappung zur Durchsetzung unan- 
gemessener Preiserhöhungen durchgeführt hat, 
und welche Maßnahmen wird sie gegebenen- 
falls hiergegen zusammen mit dem Bundes- 
kartellamt ergreifen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 12. Juli 1974 

Die Bundesregierung hat bisher keine Anhaltspunkte für eine 
künstliche Verknappung des Papierangebots. Die Kapazitäten der 
deutschen Hersteller sind nach den vorliegenden Informatio- 
nen voll ausgelastet. Die Einfuhren sind allerdings — erstmals 
seit mehreren Jahren — rückläufig. Die Exporte wurden nicht 
unbeträchtlich ausgeweitet. Das wird damit begründet, daß das 
in den marktschwachen Jahren aufgebaute Exportgeschäft nicht 
vernachlässigt werden könne. 

Die beim Zeitungsdruckpapier — trotz leicht rückläufiger Nach- 
frage — eingetretenen Versorgungsengpässe wurden im Rahmen 
eines Mißbrauchsverfahrens des Bundeskartellamtes gegen die 
fünf größten Anbieter, die zusammen einen Marktanteil von 75% 
haben, auf Streiks in Kanada und in den skandinavischen Län- 
dern zurückgeführt. Die Preiserhöhungen wurden mit erheblichen 
Kostensteigerungen begründet, insbesondere mit dem Anstieg 
der Beschaffungskosten für Zellstoff, Heizöl, Holz und Altpapier. 
Das Verfahren ist noch nicht abgeschlossen. 

Ein neues Verwaltungsverfahren des Bundeskartellamtes befaßt 
sich mit dem Markt für holzfreies Druck- und Schreibpapier. Ein- 
zelne Ermittlungsergebnisse liegen hier noch nicht vor. 

Gegenwärtig bemüht sich das Bundeskartellamt um Feststellun- 
gen über die Mengenversorgung und Preisentwicklung in ver- 
gleichbaren europäischen Ländern. 
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22. Abgeordneter Trifft es zu f daß die deutschen Elektrizitäts- 
Springorum versorger bis 1978 den Bau neuer Kraftwerks- 

(CDU/CSU) blocke mit einer Gesamtleistung von mehr als 

32 000 MW planen und hiervon fast 40°/o mit 
Mineralöl und Erdgas, ca. 37% mit Kernbrenn- 
stoff und 19% mit Stein- und Braunkohle als 
Energieträger versorgt werden sollen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 15. Juli 1974 

Auch nach den hier vorliegenden Unterlagen ist davon auszu- 
gehen, daß bis zum Jahr 1978 neue Kraftwerke mit insgesamt 
rund 32 000 MW in Betrieb gehen. Hiervon entfallen jeweils 
etwa 19% auf Mineralöl und Erdgas, rund 38% auf Kernenergie 
und etwa 17% auf Stein- und Braunkohle. 

Von diesen Planungen kann heute insofern ausgegangen werden, 
als die Anlagen entweder im Bau oder in einem weit fortgeschrit- 
tenen Projektstadium stehen. 


23. Abgeordneter Stimmen diese Planungen mit den überlegun- 
Springorum gen der Bundesregierung uberein, und wenn 

(CDU/CSU) dies nicht der Fall ist, was beabsichtigt die 

Bundesregierung zu tun, damit die Planung 
der Elektrizitätswirtschaft mit den bisherigen 
Absichtserklärungen der Bundesregierung 
übereinstimmt? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 15. Juli 1974 

Zur Frage der Übereinstimmung zwischen den Planungen der 
Elektrizitätswirtschaft und den energiepolitischen Überlegungen 
der Bundesregierung ist darauf hinzuweisen, daß die Vorstel- 
lungen der Bundesregierung (Energieprogramm, Entwurf 3. Ver- 
stromungsgesetz) im Interesse einer sicheren Energieversorgung 
auf einen möglichst großen Einsatz von Steinkohle in der Elek- 
trizitätsversorgung abzielen.. In diesem Zusammenhang wurden 
auch die Möglichkeiten geprüft, die bereits vor Verabschiedung 
des Energieprogramms und der Energiekrise in die Wege gelei- 
teten Ölkraftwerke auf Kohlefeuerung umzustellen. Wegen des 
zu weit fortgeschrittenen Bauzustandes war dies nur in einem 
Fall möglich. Zur Verwirklichung der energiepolitischen Vor- 
stellungen für die Kohleverstromung sollen u. a. bis 1980 neue 
Steinkohlekraftwerke mit einer Leistung von 6000 MW in Be- 
trieb genommen werden. Die Bundesregierung wird in der Fort- 
schreibung des Energieprogramms zu dem Fragenkreis Kohle- 
verstromung weitere Aussagen machen. 


24. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Thürk bei der Aufstellung des Haushalts Mittel für 

(CDU/CSU) das Tankstellengewerbe bereitzustellen, um 

in einer Rentabilitätsuntersuchung über das 
Treibstoffgeschäft (durch ein geeignetes Insti- 
tut) zu prüfen, ob die zur Zeit von den Mine- 
ralölgesellschaften gezahlten Provisionen der 
Kostenlage des Tankstellengewerbes gerecht 
werden, um so langfristig die Spannungen 
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zwischen Tankstellen und Mineralölgesell- 
schaften abzubauen, einer Gruppierung des 
gewerblichen Mittelstandes die Existenz zu 
erhalten und gleichzeitig die bürgernahe Treib- 
stoffverteilung zu gewährleisten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 16. Juli 1974 

Ich habe Verständnis für Ihre Sorgen um die Erhaltung der 
Existenz des mittelständischen Tankstellengewerbes. Zu Ihrem 
speziellen Anliegen ist folgendes anzumerken. 

Die Mineralölgesellschaften verfügen über entsprechende Daten, 
die sie durch eine Buchprüfungsgesellschaft erheben und aus- 
werten lassen. Diese Daten, die laufend fortgeschrieben werden, 
vermitteln den einzelnen Gesellschaften eine — nach ihrer Auf- 
fassung — genaue Übersicht über die Rentabilitätslage jeder 
ihrer eigenen Eigentümer- bzw. Pächterstationen und ermöglichen 
ihnen darüber hinaus einen Vergleich mit der Rentabilitässitua- 
tion der Tankstellen ihrer Konkurrenten insgesamt. 

Aus Besprechungen mit Vertretern der Bundesvereinigung des 
Tankstellengewerbes ist dem Ministerium bekannt, daß die Aus- 
sagefähigkeit der oben genannten Daten von dieser Seite in 
Zweifel gestellt wird. Dem Bundesminister für Wirtschaft ist nicht 
bekannt, welche konkreten Folgerungen von der Bundesvereini- 
gung daraus gezogen werden. Jede Verbesserung der jetzigen 
Datenerfassungssysteme läge im Interesse sowohl der Mineralöl- 
gesellschaften wie des Tankstellengewerbes, um Meinungsdiffe- 
renzen zwischen beiden Gruppen so weit wie möglich zu objek- 
tivieren; sie wäre auch für den Bundesminister für Wirtschaft 
nützlich, der in der Vergangenheit verschiedentlich vermittelnde 
Gespräche mit beiden Gruppen über einen Ausgleich divergie- 
render Interessen geführt hat und dazu auch in Zukunft bereit ist. 

Eine einmalige Rentabilitätsuntersuchung hingegen wäre wegen 
der sich schnell ändernden Gegebenheiten kaum geeignet, zur 
Klärung und Objektivierung des Sachverhalts wesentlich beizu- 
tragen. Daher bestehen unter diesem Gesichtspunkt bei der 
Bundesregierung auch Bedenken, Haushaltsmittel für diesen 
Zweck bereitzustellen. Ob und inwieweit die Bundesregierung 
für eine laufende Datenerfassung und -auswertung unterstützend 
oder vermittelnd tätig werden sollte, könnte erst geprüft werden, 
wenn ihr konkrete Vorhaben zur Beurteilung vorliegen. Grund- 
sätzlich wäre in solchen Fällen zunächst davon auszugehen, daß 
derartige im eigenen wirtschaftlichen Interesse des Tankstellen- 
gewerbes liegende Vorhaben auch von diesem finanziell selbst 
getragen werden sollten. 


25. Abgeordneter Welche Aussichten bestehen, daß die Bundes- 
von Bockeiberg regierung in Ausfüllung des ihr gesetzlich auf- 
(CDU/CSU) erlegten Auftrags Gebührenordnungen für 

Architekten, Gartenbauarchitekten und bera- 
tende Ingenieure so rechtzeitig erläßt, daß 
diese zum 1. Januar 1975 in Kraft treten kön- 
nen und daß die darin verankerten Gebühren 
so bemessen sind, daß auf die seit langem 
fällige Anpassung der Gebühren — auch we- 
gen der ständig steigenden Kosten — Rück- 
sicht genommen wird? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 11. Juli 1974 


Die Bundesregierung wird die Honorarordnung für Architekten 
und Ingenieure, die auf Grund der Ermächtigung im Gesetz zur 
Regelung von Ingenieur- und Architektenleistungen vom 4. No- 
vember 1971 erlassen werden soll, voraussichtlich erst einige 
Monate nach dem 1. Januar 1975 verabschieden können. Beson- 
dere Schwierigkeiten bereitet die Frage, von welcher Bemes- 
sungsgrundlage die Leistungen berechnet und wie leistungsge- 
rechte Honorarsätze festgesetzt werden sollen. Nachdem ein 
erster Forschungsauftrag, der bereits während der parlamenta- 
rischen Beratung des Ermächtigungsgesetzes vergeben wurde, 
keine praktikablen Ergebnisse brachte, konnte mit den Beteilig- 
ten Einigkeit erzielt werden, die neue Honorarordnung in drei 
z. T. aufeinander folgenden Arbeitsphasen fertigzustellen (Lei- 
stungsbild, Bemessungsgrundlage, Honorartafel). 

Mit einem zweiten Forschungsauftrag sollen betriebswirtschaft- 
lich fundierte Grundlagen für die Festsetzung der neuen Hono- 
rarsätze gewonnen werden. Nach dem mit den Beteiligten be- 
sprochenen Zeitplan sollten die Untersuchungsergebnisse im Mai 
1974 vorliegen. Erste Teile der Honorarordnung hätten dann 
Ende dieses Jahres verabschiedet werden können. Die For- 
schungsergebnisse werden jetzt jedoch voraussichtlich erst im 
September vorliegen, weil die Architekten die Erhebungsunter- 
lagen verspätet zurückgesandt haben. 

Nähere Angaben über die Hohe der Honorare können erst ge- 
macht werden, wenn die Ergebnisse der Untersuchung vorliegen. 
Die Bundesregierung ist im übrigen entsprechend den Vorschrif- 
ten im Gesetz zur Regelung von Ingenieur- und Architekten- 
leistungen verpflichtet, die Honorare so festzusetzen, daß sie den 
berechtigten Interessen der Architekten und Ingenieure sowie 
den zur Zahlung der Honorare Verpflichteten Rechnung tragen. 


26. Abgeordneter 

von Bockeiberg 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
jetzige Gebührensituation neben der allge- 
meinen konjunkturellen Rezession mit ver- 
antwortlich dafür ist, daß immer mehr Selb- 
ständige aufgeben, und hat sie die Absicht, 
durch eine kurzfristig iri Kraft tretende Über- 
gangslösung dieser Entwicklung Einhalt zu 
gebieten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 11. Juli 1974 


Die geltenden Gebührenvorschriften beeinflussen nur den Berufs- 
stand der Architekten, da lediglich die Entgelte für Leistungen 
der Architekten noch preisrechtlich durch die Verordnung PR 
Nr. 66/50 vom 13. Oktober 1950 gebunden sind. Die Preisbindung 
der Entgelte für Leistungen der Garten- und Landschaftsarchi- 
tekten wurde durch die Verordnung PR Nr. 9/64 über die Auf- 
hebung von Preisvorschriften für Berufsgruppen, die Gebühren 
erheben (Bundesanzeiger Nr. 65 vom 25. September 1964), die 
Preisbindung der Entgelte für Ingenieurleistungen durch die 
Verordnung PR Nr. 1/65 vom 25. Januar 1965 (Bundesanzeiger 
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Nr. 20 vom 30. Januar 1965) mit Wirkung vom 1. Juni 1965 auf- 
gehoben. Die Entgelte der Garten- und Landschaftsarchitekten 
sowie der Ingenieure unterliegen somit keinen staatlichen Rege- 
lungen. Sie können von den Vertragspartnern frei vereinbart 
werden. 

Die Vorschriften der Gebührenordnung für Architekten über 
städtebauliche Leistungen und über Leistungen nach Zeit sollen 
durch eine Ubergangsrelegung geändert werden. Der Bundesrat 
hat dem Verordnungsentwurf zur Änderung der Verordnung 
PR Nr. 66/50 über die Gebühren für Architekten mit der Maßgabe 
zugestimmt, absolute DM-Beträge als Stundensätze festzusetzen. 
Die Bundesregierung hat diesen Änderungen zugestimmt. Die 
Änderungsverordnung kann daher in Kürze in Kraft treten. 


27. Abgeordneter 

Pfeffermann 

(CDU/CSU) 


Welche Vorstellungen Lat die Bundesregie- 
rung über die langfristige Energieversorgung 
der Ballungszentren in der Bundesrepublik 
Deutschland, sowohl unter dem Aspekt der 
Energiesicherheit als auch des Umweltschutzes, 
und gedenkt sie in diesem Zusammenhang, 
durch Förderungsmaßnahmen anhand eines 
Prototypballungszentrums eine musterhafte 
Energieversorgung der Zukunft zu demon- 
strieren? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 19. Juli 1974 

Die Entwicklung zu Ballungsräumen und die Forderungen des 
Umweltschutzes führen zu erheblichen Problemen für die Ener- 
gieversorgung. Selbst die Ballungsräume an Ruhr und Saar, die 
auf Grund ihrer Steinkohlevorkommen Energieexporträume sind, 
stehen vor diesem Konflikt. 

Verbrauchsnahe Stromerzeugung, die sich u. a. dort anbietet, wo 
sich Strom- und Fernwärmeversorgung sinnvoll ergänzen, ist, 
da sie heute noch ausschließlich auf fossile Brennstoffe ange- 
wiesen ist, in besonderem Maße mit den Forderungen des Um- 
weltschutzes konfrontiert. Eine verbrauchsferne Stromerzeugung 
verlangt hingegen einen großen Aufwand an Ubertragungsein- 
richtungen, für deren Errichtung die Platzbeschaffung immer 
schwieriger wird. 

Die Bundesregierung hat diese Konfliktsituation frühzeitig er- 
kannt und fördert Forschungen und Entwicklungen zur Losung 
dieses Problems. 

Als unmittelbare Maßnahme werden Verfahren zur Entschwefe- 
lung der Brennstoffe und Reinigung der Abgase weiter entwickelt. 
Für die Zukunft sind Verfahren zur Vergasung fossiler Brenn- 
stoffe erfolgversprechend. Da ein großer Teil der angewandten 
Energie in Form von Wärme benötigt wird, soll versucht werden, 
diese möglichst ohne den Umweg über den elektrischen Strom 
bereitzustellen. Dort, wo die Voraussetzung für einen wirtschaft- 
lichen Einsatz von Heizkraftwerken und Blockheizanlagen ge- 
geben ist, kann durch diese ein Beitrag in diesem Sinne geleistet 
werden. Durch Förderung der Hochtemperaturreaktoren soll 
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künftig ein weiterer Beitrag für die Wärmeversorgung geschaf- 
fen werden. Darüber hinaus versprechen Verfahren zur Um- 
wandlung leichter Kohlenwasserstoffe mit Hilfe von Wasser- 
dampf und dem Einsatz von Prozeßwärme aus Hochtemperatur- 
reaktoren eine Verbesserung der Energieübertragung in Bal- 
lungsräume. Die Bemühungen laufen darauf hinaus, Energie- 
versorgung und Umweltschutz frühzeitig zu koordinieren. 

Zur Lösung noch schwieriger elektrischer Transportprobleme 
werden Forschungen und Entwicklungen auf dem Gebiet der 
Hochspannungsgleichstromübertragung (HGU) gefördert. Mit 
dieser Technik läßt sich gegenüber der Drehstromtechnik eine 
höhere Energiedichte bei gleicher Trasse übertragen. Außerdem 
ermöglicht sie die oft schwierige Kupplung von Netzen mit hoher 
Leistungsdichte. Schwefelhexafluorit (SFe) -isolierte elektrische 
Anlagen erleichtern wegen ihrer raumsparenden Bauweise die 
Versorgung von Ballungsgebieten. Auch auf diesem Gebiete 
werden weitere Forschungen und Entwicklungen gefördert. Die 
weitere Entwicklung auf dem Gebiet zwangsgekühlter Kabel 
kann in der Zukunft Entlastungen für die Versorgung von Bal- 
lungszentren bringen. 

Nicht nur auf dem Gebiet der Energieerzeugung, des Transportes 
und der Verteilung, sondern auch auf dem Gebiet der Energie- 
anwendung sind weitere Entwicklungen und Forschungen erfor- 
derlich, um die Versorgung der Ballungsgebiete zu erleichtern. 
Hier seien nur die Bemühungen um eine integrierte Energiever- 
sorgung (Wärmepumpe) und die Bemühungen um bessere Wär- 
medämmung bei den Bauten beispielhaft angeführt. 

Zur Zeit wird eine größere Studie vorbereitet, die sich insbeson- 
dere mit Fragen der Fernwärmeversorgung befaßt. Ausgehend 
von der Ermittlung des Wärmebedarfs in der Bundesrepublik 
Deutschland sowie der derzeitigen Versorgungsstruktur wird für 
insgesamt vier Modellräume das Potential für die Versorgung 
mit Wärme aus Kernkraftwerken, die außerhalb der Ballungs- 
räume liegen, unter betriebswirtschaftlichen und volkswirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten untersucht. In den Modellräumen wird 
die Planung nach Art eines Vorprojektes durchgeführt, um die 
wirtschaftlichen Überlegungen auf technisch gesicherten Daten 
aufbauen zu können. 


28. Abgeordneter 

Dr. Prassler 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, warum die 
italienische Investitionsgüterindustrie, beson- 
ders im Maschinenbau, trotz 100 %iger Roh- 
stoffimporte bei Stahl, die deutschen Kon- 
kurrenten um 30°/o und mehr unterbieten 
kann? 


29. Abgeordneter 
Dr. Prassler 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung auch bekannt, daß 
Einfuhren deutscher Investitionsgüter in Ita- 
lien (gegen EWG-Recht) bisher mit Taxen und 
Kosten bis zu 28°/o belegt wurden, und was 
gedenkt die Bundesregierung bei weiteren 
Verhandlungen mit Italien dagegen zu tun? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 18. Juli 1974 


Es ist der Bundesregierung nicht bekannt, aus welchen Gründen 
die Preise deutscher Maschinenbaufirmen von der italienischen 
Konkurrenz um 30% und mehr unterboten werden können; die 
Bundesregierung erhält weder Einblick in die Kalkulation der 
deutschen noch in die der italienischen Maschinenhersteller. Die 
Entwicklung des bilateralen Maschinenhandels spricht aber für 
die Konkurrenzfähigkeit der deutschen Firmen. Während von 
1970 bis 1973 die Ausfuhr italienischer Maschinen in die Bundes- 
republik Deutschland stets bei 1,2 Milliarden DM im Jahr lag, 
stieg die deutsche Ausfuhr von Maschinen nach Italien in dieser 
Zeit von 2,2 Milliarden DM auf 2,7 Milliarden DM. 

Die Entwicklung des Außenhandels innerhalb der mehr als 
30 Fachsparten des Maschinenbaus verlief natürlich differen- 
zierter. 

Zur zweiten Frage ist zu sagen, daß die Bundesregierung es nicht 
für ausgeschlossen hält, daß in einzelnen Fällen an Lagergebüh- 
ren, Speditionskosten, Zollabfertigungsgebühren und ähnlichem 
bis zu 28% des Einfuhrwertes erhoben werden. Falls in diesen 
Einzelfällen Beschwerden an die Bundesregierung herangetragen 
werden, ist sie bereit, die Zulässigkeit der Erhebung dieser 
Kosten überprüfen zu lassen. 


30. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß ERP-Darlehen nicht mehr 
als Eigenleistung sondern als Beiträge Dritter 
bei der Bewilligung und Freigabe von Landes- 
mitteln berücksichtigt werden und danach die 
Finanzierung von Maßnahmen nicht mehr ge- 
sichert sind? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 19. Juli 1974 


Auf Grund des hier bekannten Sachverhalts kann dazu mitgeteilt 
werden: 

1. Der Gemeinde wurde ein ERP-Darlehen von 1 378 000 DM 
— wie beantragt — zugesagt. 

2. Die Gemeinde hat mit Schreiben vom 5. Juni 1974 mitgeteilt, 
daß das ERP-Darlehen durch den Regierungspräsidenten in 
Köln als „Beitrag Dritter" angesehen werde und daher die 
Landesmittel gekürzt werden müßten. Das Ministerium für 
Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr des Landes Nordrhein- 
Westfalen, welches hierzu um Stellugnahme gebeten worden 
ist, hat jedoch vorab fernmündlich zugesichert, daß es bei den 
im ursprünglichen Finanzierungsplan der Gemeinde eingesetz- 
ten Zuwendungen aus Landesmitteln verbleiben werde. 

Die Gemeinde Blankenheim wird vom Ministerium für Wirt- 
schaft, Mittelstand und Verkehr des Landes Nordrhein-West- 
falen entsprechend unterrichtet werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


31. Abgeordneter Stimmen die vom Deutschen Institut für Wirt- 
Geldner Schaftsforschung ermittelten „Haushaltsein- 

(FDP) kommen der deutschen Landwirtschaft" mit 

den entsprechenden Berechnungen der Bun- 
desregierung überein, wenn nicht, wie beziffert 
die Bundesregierung dieses „Haushaltsein- 
kommen" ? 


Antwort des Staatssekretärs Rohr 
vom 16. Juli 1974 

Die vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung ermittelten 
„Haushaltseinkommen der deutschen Landwirtschaft" (DIW- 
Wochenbericht 25/74 vom 20. Juni 1974) stimmen nicht mit ent- 
sprechenden Berechnungen der Bundesregierung überein. 

Anhand der Buchführungsergebnisse der Testbetriebe des Agrar- 
berichts über der Grenze nach § 4 Landwirtschaftsgesetz läßt 
sich für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 aus dem Gesamteinkom- 
men abzüglich der persönlichen Steuern ein Haushaltseinkom- 
men von etwa 2500 DM je Haushalt und Monat berechnen. Dieser 
Wert liegt etwa 300 DM unter dem, der vom DIW in seinem 
Bericht ausgewiesen wurde. Der Unterschied beruht darauf, daß 
im Gegensatz zu den im Agrarbericht ausgewiesenen hochge- 
rechneten Durchschnittsergebnissen das DIW das Mittel der aus- 
gewerteten Testbetriebe berechnet. Dadurch erhalten die in der 
Stichprobe notwendigerweise überproportional vertretenen 
größeren Betriebe (über 50 000 DM Standardbetriebseinkommen) 
ein zu großes Gewicht. Die Aussage des DIW bezieht sich also 
nicht auf „Haushaltseinkommen der Landwirtschaft". 

Ein Vergleich auf der Basis des verfügbaren Haushaltseinkom- 
mens zwischen der Landwirtschaft und den übrigen Bereichen der 
Volkswirtschaft wäre durchaus wünschenswert. Er ist aber auf 
Grund fehlender amtlicher statistischer Daten vor allem im nicht- 
landwirtschaftlichen Bereich z. Z. nicht durchführbar. Die vom 
Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) vorgelegte 
Untersuchung, die sich in wichtigen Bereichen auf institutseigene 
Berechnungen stützt, kann zusätzlich zu dem o. g. anderen Be- 
rechnungsverfahren aus folgenden Gründen nicht befriedigen: 

1. In der Gesamtrechnung werden die Abschreibungen der An- 
lagegüter vom Wiederbeschaffungswert vorgenommen, in der 
Buchführung dagegen vom Anschaffungswert. In Zeiten an- 
haltender Geldentwertung können dadurch erhebliche Diffe- 
renzen entstehen, die bei einem Vergleich zu berücksichtigen 
sind. In diesem Zusammenhang ist die Vergleichbarkeit zu- 
sätzlich dadurch gestört, daß die verfügbaren Einkommen der 
privaten Haushalte aus der volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nung die Nettoinvestitionen aus nicht entnommenen Gewin- 
nen nicht einschließen, während die aus Buchführungsergeb- 
nissen abgeleiteten landwirtschaftlichen Haushaltseinkommen 
die Eigenanteile an Nettoinvestitionen enthalten. 

2. Das DIW bezieht die verfügbaren Einkommen der privaten 
Haushalte u. a. auf die Anzahl der „Einkommensbezieher", 
das heißt auf jeden, der — unabhängig von der eingesetzten 
Arbeitszeit — ein Einkommen erzielt. 
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In den Buchführungsergebnissen wird je nach eingesetzter 
Arbeitszeit und Alter der Arbeitskraft auf Vollarbeitskräfte 
umgerechnet. Da mehrere nicht ständig beschäftigte Einkom- 
mensbezieher zu einer Vollarbeitskraft zusammengefaßt wer- 
den, ist die Anzahl der Vollarbeitskräfte immer kleiner als 
die Anzahl der Einkommensbezieher; ein auf die tatsächliche 
Anzahl der Einkommensbezieher bezogenes Haushaltsein- 
kommen würde je Einkommensbezieher entsprechend niedri- 
ger ausfallen. 

3. Die Testbetriebe des Agrarberichtes repräsentieren nur die 
hauptberufliche Landwirtschaft (Abgrenzung gern. § 4 Land- 
wirtschaftsgesetz). Demgegenüber stellt das DIW die übrigen 
Sektoren insgesamt anhand der volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung dar. Diese Gegenüberstellung der Haushaltseinkom- 
men — für die Landwirtschaft nur ein Teilbereich, für die 
anderen Sektoren der Gesamtbereich — erscheint methodisch 
problematisch. 

4. Für die Beurteilung der verfügbaren Haushaltseinkommen 
ergeben sich wegen unterschiedlicher Belastungen bzw. Vor- 
teile der landwirtschaftlichen Haushalte einerseits und der 
übrigen Haushalte andererseits (Mietbelastung, Naturalent- 
nahmen, Pendlerkosten) weitere Vergleichsschwierigkeiten. 

Aus allem ergibt sich, daß die vom DIW veröffentlichten Haus- 
haltseinkommen der Landwirtschaft überhöht sind. 

Im übrigen legt das DIW seinen Betrachtungen die unbestritten 
guten Buchführungsergebnisse des Wirtschaftsjahres 1972/1973 
zugrunde. Aus den Schlußfolgerungen ist in der Presse bedauer- 
licherweise der Eindruck entstanden, daß diese guten Ergebnisse 
auch für die augenblickliche Situation der Landwirtschaft zu- 


Trifft die Meldung der Abendzeitung vom 
18. Juni 1974 über den Landesparteitag der 
FDP in Nürnberg zu, die lautet: „Mit fränki- 
schen Spezialitäten bewirtete Ertl am Abend 
seine Parteifreunde und Vertreter des öffent- 
lichen Lebens. 15 000 Mark aus dem Reprä- 
sentationsfonds seines Landwirtschaftsministe- 
riums hatte er dafür locker gemacht."? 

Antwort des Bundesministers Ertl 
vom 3. Juli 1974 

Ihre Anfrage vom 18. Juni 1974 stützen Sie auf eine Meldung 
der „Abendzeitung", München, vom gleichen Tage. Als Leser 
dieser Zeitung ist Ihnen sicherlich nicht entgangen, daß bereits 
in der Ausgabe vom 21. Juni 1974 die Falschmeldung richtig- 
gestellt worden ist. Unabhängig davon stelle ich fest, daß im 
Zusammenhang mit dem Landesparteitag der bayerischen F.D.P. 
in Nürnberg selbstverständlich der Repräsentationsfonds des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mit 
keinem Pfennig in Anspruch genommen worden ist. 

Ich bedauere es sehr, daß trotz der vorgenannten unverzüglichen 
Richtigstellung durch die „Abendzeitung" bezeichnenderweise 
der Bayernkurier in seiner Ausgabe vom 29. Juni 1974 den Text 
Ihrer Anfrage vollinhaltlich wiedergibt. Ich hoffe und erwarte, 
daß der Bayernkurier in Erfüllung selbstverständlicher Journa- 
listenpflicht nunmehr auch diese meine heutige Antwort seinen 
Lesern nicht vorenthält. 


treffend seien. 


32. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 
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33. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 
(SPD) 


Sind der Bundesregierung die Forderungen 
renommierter internationaler Verbände des 
Naturschutzes bekannt (z. B. World Wildlife 
Fund und Internationale Union zur Erhaltung 
der Natur), die wegen der nachteiligen Folgen 
der Unterwasserjagd mit Harpunengewehren 
und anderen mechanischen Waffen für die 
Fischbestände ein allgemeines Verbot solcher 
Jagdmethoden fordern, und wird die Bundes- 
regierung, wenn sie nach Prüfung der Vor- 
würfe gegen diese Formen der Unterwasser- 
jagd diese bestätigt findet, bereit sein, für die 
Bundesrepublik Deutschland ein Verbot aus- 
zusprechen oder darauf bei den deutschen 
Bundesländern einzuwirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 5. Juli 1974 

Der Bundesregierung sind die Forderungen der internationalen 
Verbände des Naturschutzes z. B. World Wildlife Fund (WWF) 
und Internationale Union zur Erhaltung der Natur (IUCN) nach 
einem Verbot der Unterwasser-Sportfischerei mit Harpunen- 
Gewehren und mechanischen Waffen aus Presseberichten be- 
kannt. Sie teilt die Sorge dieser Verbände, daß bei einer Fortset- 
zung dieser intensiven Sportfischerei Fischbestände in manchen 
Gebieten durchaus gefährdet und dezimiert werden können. Es 
ist jedoch darauf hinzuweisen, daß sich diese Probleme für die 
deutschen Küstengewässer nicht ergeben, da diese Fischerei mit 
Harpunen-Gewehren nach bestehenden Fischereivorschriften 
grundsätzlich verboten ist. Hinzu kommt, daß die deutschen 
Küstengewässer für diese Fischerei weniger geeignet sind. 

Sollte auf internationaler Ebene ein Verbot der Unterwasser- 
Sportfischerei für erforderlich erachtet werden, wird die Bun- 
desregierung ein solches allgemeines Anliegen prüfen und ge- 
gebenenfalls unterstützen. 


34. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht des 
Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
in Ost-Berlin, wonach es in der DDR gelungen 
sei, in der Landwirtschaft „zu einer stadtglei- 
chen Arbeitszeit zu kommen"? 


Antwort des Bundesministers Ertl 
vom 11. Juli 1974 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß sich die Äußerung des 
Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann auf die von ihm 
besuchten Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften be- 
zieht und nicht unbedingt für die gesamte Landwirtschaft der 
DDR Gültigkeit beanspruchen kann. 


35. Abgeordneter 

Höcherl 

(CDU/CSU) 


Warum hat der Parlamentarische Staatssekre- 
tär Logemann nicht auch von der Lohnsituation 
der landwirtschaftlichen Arbeitnehmer in der 
DDR gesprochen? 


25 



Drucksache 7/2412 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Antwort des Bundesministers Ertl 
vom 11. Juli 1974 

Der Parlamentarische Staatssekretär Logemann hat in dem von 
Ihnen zitierten Pressegespräch auch von der Lohnsituation der 
landwirtschaftlichen Arbeitnehmer gesprochen und darauf hinge- 
wiesen, daß nach den ihm gemachten Angaben in den besuchten 
Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften das monat- 
liche Einkommen bei 750 Mark bis 850 Mark liegt und damit nicht 
wesentlich vom Einkommen der städtischen Bevölkerung ab- 
weicht, wie private Gesprächspartner bestätigt haben. 


36. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung eine Förderung des 
Wohnungsbaues für unselbständige Fischer in 
gleicher Weise wie im Landarbeiterwohnungs- 
bau für nötig, und auf welche Weise gedenkt 
sie eine Förderung, wie sie bis Ende 1972 er- 
folgt ist, wieder einzuführen? 


Antwort des Staatssekretärs Rohr 
vom 17. Juli 1974 

Bei der Beantwortung Ihrer Anfrage gehe ich davon aus, daß die 
Förderung des Wohnungsbaus für unselbständig Beschäftigte in 
der Kleinen Hochsee- und Küstenfischerei (Kutterfischerei) an- 
gesprochen ist. Arbeitnehmer in der Binnenfischerei einschließlich 
der Fluß- und Seefischerei sind gern. Nr. 3.3.2. der zuletzt in der 
Drucksache 7/1538 vom 16. Januar 1974, S. 69 ff., veröffentlichten 
„Grundsätze für die Förderung von Landarbeiterwohnungen" 
landwirtschaftliche Arbeitnehmer und werden somit nach diesen 
Bestimmungen begünstigt. 

Auch der Wohnungsbau für die in der Kleinen Hochsee- und 
Küstenfischerei beschäftigten Arbeitnehmer wurde bis Ende 1972 
nach den für den Landarbeiterwohnungsbau geltenden Vorschrif- 
ten, allerdings im Ausnahmeweg, vom Bund gefördert, weil die- 
ser Personenkreis hinsichtlich seiner wirtschaftlichen und sozia- 
len Verhältnisse mit den Landarbeitern vergleichbar ist. Seit dem 
1. Januar 1973 erfolgt die Förderung des Landarbeiterwohnungs- 
baus im Rahmen des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" vom 
3. September 1969 (BGBl. I S. 1573) gemeinsam durch Bund und 
Länder. Die Arbeitnehmer der Seefischerei sind in die in An- 
wendung dieses Gesetzes aufgestellten oben erwähnten Grund- 
sätze für die Förderung von Landarbeiterwohnungen nicht ein- 
bezogen. Grund dafür ist, daß in § 1 Abs. 1 Nr. 1 des oben 
genannten Gesetzes nur Maßnahmen zur Verbesserung der Pro- 
duktions- und Arbeitsbedingungen in der Land- und Forstwirt- 
schaft, jedoch — im Gegensatz zur Verbesserung der Marktstruk- 
tur in § 1 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes — nicht der Fischwirtschaft 
aufgeführt werden. Die Seefischerei gehört somit nicht zur Land- 
wirtschaft im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Gemeinschaftsanf- 
gabengesetzes. 

Mir ist bekannt, daß es für die Kutterfischerei zunehmend schwie- 
riger wird, qualifizierten Nachwuchs in ausreichendem Umfang 
zu bekommen. Eine weitere öffentliche Förderung des Wohnungs- 
baus für die Arbeitnehmer in diesem Wirtschaftszweig, die in 
ähnlichen wirtschaftlichen und sozialen Verhältnissen wie die 
Landarbeiter leben, würde daher dazu beitragen, der Kutter- 
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fischerei Fachkräfte auf Dauer zu erhalten und geeignete Nach- 
wuchskräfte heranzuziehen. Dies wäre auch unter dem Gesichts- 
punkt der Sicherung der Versorgung der Bevölkerung mit See- 
fisch zu begrüßen. Eine Wiedereinführung der nach den früheren 
Richtlinien für den Landarbeiterwohnungsbau durchgeführten 
Förderungsmaßnahmen für unselbständige Kutterfischer ist je- 
doch nach den jetzt geltenden Förderungsgrundsätzen im Rahmen 
des Gemeinschaftsaufgabengesetzes aus den oben genannten 
Gründen rechtlich nicht möglich. 

Die Bundesregierung wird ihre bisherigen Förderungsmaßnah- 
men zugunsten der Seefischerei (Große Hochseefischerei, Kleine 
Hochsee- und Küstenfischerei) im Hinblick auf deren Tätigkeit 
auf dem Meer (Produktionsstruktur) weiterführen. Die ange- 
sprochene Förderung des Wohnungsbaus ist jedoch zunächst als 
Aufgabe der Länder anzusehen. 


37. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß es dem Bundesfinanzministe- 
rium und dem Bundesernährungsministerium 
nicht möglich war, vom 14. März 1974 (Ent- 
schließungsantrag der CDU/CSU-Fraktion zum 
Agrarbericht 1974 in bezug auf die Anhebung 
der Mehrwertsteuer-Vorsteuerpauschale von 
5 auf 6%) bis zum 20. Juni 1974 beweiskräf- 
tige Daten über die tatsächliche Mehrwert- 
steuerbelastung der Landwirtschaft zu erstel- 
len, und wenn ja, welche personellen und 
organisatorischen Konsequenzen wird die 
Bundesregierung daraus gegebenenfalls zie- 
hen? 


Antwort des Staatssekretärs Rohr 
vom 15. Juli 1974 

Seit Einführung der Mehrwertsteuer im Jahr 1968 wird die tat- 
sächliche Vorsteuerbelastung der Landwirtschaft vom Bundes- 
ministerium für Ernährung, Landwirtschaftlich und Forsten regel- 
mäßig nach Abschluß jedes Wirtschaftsjahres ermittelt. Die Be- 
rechnungsergebnisse werden mit dem Bundesministerium der 
Finanzen abgestimmt. 

Im Frühsommer 1974 haben die beiden Ministerien die Vor- 
steuerbelastung für das noch laufende Wirtschaftsjahr 1973/1974 
unter Berücksichtigung aller verfügbaren Informationen ge- 
schätzt. Nach dieser Vorschätzung auf makro-ökonomischer Be- 
rechnungsbasis, die methodisch nach den Brüsseler Vorschriften 
allein maßgeblich ist, kann für den in Rede stehenden Zeitab- 
schnitt mit einer tatsächlichen Vorsteuerbelastung des gesamten 
Bereichs Landwirtschaft — ohne die bis einschließlich November 

1973 geltende Investitionssteuer zu berücksichtigen — von 
5,5 v. H. des Nettoumsatzes gerechnet werden. Darüber unter- 
richteten die Vertreter der Bundesregierung die Mitglieder des 
Ernährungsausschusses des Deutschen Bundestages am 20. Juni 
1974. Sie wiesen bei dieser Gelegenheit außerdem darauf hin, 
daß ein endgültiges Resultat über die tatsächliche Vorsteuerbe- 
lastung des bis zum 30. Juni währenden Wirtschaftsjahres 1973/ 

1974 naturgemäß erst dann ermittelt werden kann, wenn die 
Abschlüsse vorliegen. Das ist im Herbst der Fall. 
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Es kann daher keine Rede davon sein, den Ministerien sei es 
nicht möglich gewesen, in der von Ihnen genannten Frist Daten 
über die tatsächliche Vorsteuerbelastung der Landwirtschaft zu 
ermitteln. Für personelle und organisatorische Konsequenzen 
besteht kein Anlaß. 


38. Abgeordneter Treffen die Aussagen des Deutschen Instituts 
Würtz für Wirtschaftsforschung zum Haushaltsein- 

(SPD) kommen der deutschen Landwirte (DIW Wo- 

chenbericht 25/74 vom 20. Juni 1974) zu? 


Antwort des Staatssekretärs Rohr 
vom 15. Juli 1974 

Ein Vergleich auf der Basis des verfügbaren Haushaltseinkom- 
mens zwischen der Landwirtschaft und den übrigen Bereichen 
der Volkswirtschaft wäre wünschenswert. Er ist auf Grund 
fehlender amtlicher statistischer Daten vor allem im nichtland- 
wirtschaftlichen Bereich zur Zeit nicht durchführbar. Die vom 
Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) vorgelegte 
Untersuchung, die sich in wichtigen Bereichen auf institutseigene 
Berechnungen stützt, kann aus folgenden Gründen nicht befrie- 
digen: 

1. Im Gegensatz zu den im Agrarbericht ausgewiesenen hoch- 
gerechneten Durchschnittsergebnissen berechnet das DIW das 
Mittel der ausgewerteten Testbetriebe. Die in der Stichprobe 
notwendigerweise überproportional vertretenen größeren 
Betriebe (über 50 000 DM Standardbetriebseinkommen) er- 
halten dadurch ein zu großes Gewicht. Hierdurch ist das vom 
DIW ausgewiesene Durchschnittsergebnis um etwa 300 DM 
je Haushalt und Monat zu hoch. 

2. In der Gesamtrechnung werden die Abschreibungen der An- 
lagegüter vom Wiederbeschaffungswert vorgenommen, in der 
Buchführung dagegen vom Anschaffungswert. In Zeiten an- 
haltender Geldentwertung können dadurch erhebliche Diffe- 
renzen entstehen, die bei einem Vergleich zu berücksichtigen 
sind. In diesem Zusammenhang ist die Vergleichbarkeit zu- 
sätzlich dadurch gestört, daß die verfügbaren Einkommen 
der privaten Haushalte aus der volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung die Nettoinvestitionen aus nicht entnommenen Ge- 
winnen nicht einschließen, während die aus Buchführungser- 
gebnissen abgeleiteten landwirtschaftlichen Haushaltseinkom- 
men die Eigenanteile an Nettoinvestitionen enthalten. 

3. Das DIW bezieht die verfügbaren Einkommen der privaten 
Haushalte u. a. auf die Anzahl der „Einkommensbezieher", 
das heißt auf jeden, der — unabhängig von der eingesetzten 
Arbeitszeit — ein Einkommen erzielt. 

In den Buchführungsergebnissen wird je nach eingesetzter 
Arbeitszeit und Alter der Arbeitskraft auf Vollarbeitskräfte 
umgerechnet. Da mehrere nicht ständig beschäftigte Einkom- 
mensbezieher zu einer Vollarbeitskraft zusammengefaßt wer- 
den, ist die Anzahl der Vollarbeitskräfte immer kleiner als 
die Anzahl der Einkommensbezieher; ein auf die tatsächliche 
Anzahl der Einkommensbezieher bezogenes Haushaltsein- 
kommen würde je Einkommensbezieher entsprechend niedri- 
ger ausfallen. 
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4. Die Testbetriebe des Agrarberichtes repräsentieren nur die 
hauptberufliche Landwirtschaft (Abgrenzung gern. § 4 Land- 
wirtschaftsgesetz). Demgegenüber stellt das DIW die übrigen 
Sektoren insgesamt anhand der volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung dar. Diese Gegenüberstellung der Haushaltsein- 
kommen — für die Landwirtschaft nur ein Teilbereich, für 
die anderen Sektoren der Gesamtbereich — erscheint metho- 
disch problematisch. 

5. Für die Beurteilung der verfügbaren Haushaltseinkommen 
ergeben sich wegen unterschiedlicher Belastungen bzw. Vor- 
teile der landwirtschaftlichen Haushalte einerseits und der 
übrigen Haushalte andererseits (Mietbelastung, Naturalent- 
nahme, Pendlerkosten) weitere Vergleichsschwierigkeiten. 

Aus allem ergibt sich, daß die vom DIW veröffentlichten Haus- 
haltseinkommen der Landwirtschaft überhöht sind. 

Im übrigen legt das DIW seinen Betrachtungen die unbestrittenen 
guten Buchführungsergebnisse des Wirtschaftsjahres 1972/1973 
zugrunde. Aus den Schlußfolgerungen ist in der Presse bedauer- 
licherweise der Eindruck entstanden, daß diese guten Ergebnisse 
auch für die augenblickliche Situation der Landwirtschaft zutref- 
fend seien. 


39. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die der- 
Würtz zeitige Situation in der deutschen Landwirt- 

(SPD) schaft? 


Antwort des Staatssekretärs Rohr 
vom 15. Juli 1974 


In dem gerade beendeten Wirtschaftsjahr 1973/1974 dürfte die 
Landwirtschaft, wie schon im Agrarbericht 1974 vorgeschätzt 
wurde, einen geringeren Einkommensanstieg erzielt haben als 
in den beiden vorausgegangenen Wirtschaftsjahren mit sehr gün- 
stiger Einkommensentwicklung. 

Zu Beginn des neuen Wirtschaftsjahres 1974/1975 ist die Preis- 
Kosten-Situation für die Landwirtschaft ungünstig. Ursache dafür 
ist zum einen die Entwicklung der Betriebsmittelpreise, vor allem 
die starken Preissteigerungen bei Energie und Düngemitteln. 
Eine Entlastung ist bei Futtermitteln zu verzeichnen, deren Preise 
im Mai um 3,7°/o niedriger als im vergleichbaren Vorjahresmonat 
lagen. 

Zum anderen haben sich insbesondere die Erzeugerpreise für 
Schlachtrinder und Schlachtschweine ungünstig entwickelt, weil 
ein Rückgang des Fleischkonsums um nahezu 2 kg je Kopf der 
Bevölkerung mit einer Ausweitung der Produktion in der EWG 
zusammentraf. 

Auf dem Rindermarkt haben die Maßnahmen des EG-Minister- 
rats, der EG-Kommission und der Bundesregierung zu einer ge- 
wissen Stabilisierung geführt; die Preise zeigen seit Februar 
wieder steigende Tendenz. In der ersten Juliwoche wurde das 
Vorjahresniveau wieder überschritten. 
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Bei Schlachtschweinen, deren Preise z. Z. deutlich niedriger als 
im Vorjahr liegen, wurden ebenfalls Maßnahmen eingeleitet, mit 
deren Hilfe eine Stabilisierung des Marktes erreicht werden soll. 

So werden z. B. seit dem 8. Juli 1974 die Einfuhren aus Dritt- 
ländern durch höhere Zusatzabschöpfungen erschwert; gleich- 
zeitig werden für den Export in Drittländer höhere Erstattungen 
gewährt. Außerdem wird seit dem 10. Juli 1974 die private Lager- 
haltung durch Beihilfen gefördert. 

Besonders bedauerlich ist, daß die niedrigen Erzeugerpreise bis- 
her nicht oder nur zu einem geringen Teil an die Verbraucher 
weitergegeben werden. Den Verbrauchern entgeht dadurch der 
Vorteil eines günstigen Einkaufs. 

Uber die Einkommensentwicklung im gerade begonnenen Wirt- 
schaftsjahr 1974/1975 sind zum derzeitigen Zeitpunkt keine ge- 
sicherten Aussagen möglich. 


40. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Klagen darüber 
Geldner bekannt, daß die aufstrebende Karpfenzucht 

(FDP) in der Oberpfalz speziell durch billige Ost- 

blockimporte beeinträchtigt wird, und welche 
Stellungnahme gibt die Bundesregierung zu 
diesen Behauptungen ab? 


Antwort des Staatssekretärs Rohr 
vom 18. Juli 1974 


Nach der bis zum 31. Juli 1974 geltenden nationalen Kontingents- 
regelung besteht zum Schutze der deutschen Karpfenerzeuger in 
der Zeit vom 1. Juli bis 15. November eines jeden Jahres ein 
grundsätzliches Einfuhrverbot für Karpfen. Soweit in diesem 
Jahr vor dem 1. Juli aus den osteuropäischen Ländern Karpfen 
eingeführt wurden, haben diese Lieferungen die deutsche Karp- 
fenproduktion nicht beeinträchtigt. Der weitaus überwiegende 
Teil der deutschen Produktion wird jährlich bis zum 15. Novem- 
ber abgesetzt. Klagen über angeblich billigere Einfuhren aus 
Osteuropa sind gegenüber der Bundesregierung in jüngster Zeit 
nicht erhoben worden. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die deutschen Karpfen- 
erzeuger in einem ständigen harten Wettbewerb mit den ost- 
europäischen Lieferländern und zum Teil auch mit den franzö- 
sischen Produzenten stehen. Die Bundesregierung hat sich daher 
bei der kürzlich verabschiedeten EWG-Drittlandsregelung für 
Karpfen, die ab 1. August dieses Jahres die bisher geltende 
deutsche Einfuhrregelung ablöst, dafür eingesetzt, daß der bisher 
bestehende Schutz der deutschen Erzeuger durch eine entspre- 
chende saisonale Staffelung der Referenzpreise ersetzt wird. 
Nach der neuen EWG-Regelung gilt für die Zeit vom 1. August 
bis 15. November 1974 ein Referenzpreis von 3 DM/kg und ab 
16. November 1974 bis 30. Juli 1975 ein Referenzpreis von 
2,40 DM/kg. Liegt der Frei-Grenze-Preis der Importeure unter 
dem Referenzpreis, kann eine Ausgleichsabgabe erhoben werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


41. Abgeordneter 

Koblitz 

(SPD) 


In welcher Höhe sind Deputatszahlungen 
im allgemeinen und speziell Kohledeputate bei 
der Gewährung von Berufsausbildungsbeihilfe 
aus Mitteln der Bundesanstalt für Arbeit auf 
das Einkommen der Eltern bzw. des Ehegatten, 
das bei der Berechnung der Beihilfe zu be- 
rücksichtigen ist, anzurechnen, und ist der 
Bundesregierung bekannt, daß hierüber bei 
den Arbeitsämtern unterschiedliche Auffassun- 
gen bestehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 16. Juli 1974 

Bei Deputzahlungen handelt es sich um einen Teil des Arbeits- 
lohns. Sie sind daher nach den einschlägigen Vorschriften der 
Anordnung des Verwaltungsrates der Bundesanstalt für Arbeit 
bei der Berechnung der Berufsausbildungsbeihilfe als Einkommen 
zu berücksichtigen. 

Im allgemeinen wird dabei der von den Landesregierungen 
durch Rechtsverordnungen nach § 160 Abs. 2 der Reichsversiche- 
rungsordnung für die Sozialversicherung festgesetzte Wert zu- 
grunde gelegt. 

Bei den Kohledeputaten im Bergbau ist zwischen sogenannter 
Freibrandkohle (Deputate im eigentliche Sinne) und dem ver- 
billigten Bezug von Hausbrandkohle zu unterscheiden. Bei der 
sogenannten Freibrandkohle wird monatlich ein bestimmter Be- 
trag, der sich im allgemeinen nach den von der Oberfinanzdirek- 
tion herausgegebenen Grundsätzen richtet, als Teil des Einkom- 
mens bewertet und auch bei der Berechnung der Berufsausbil- 
dungsbeihilfe berücksichtigt. Bei dem verbilligten Bezug von 
Hausbrandkohle handelt es sich dagegen nicht um Deputate im 
eigentlichen Sinne; diese Vergünstigung wird daher bei der 
Berechnung der Berufsausbildungsbeihilfe auch nicht berücksich- 
tigt. 

Die Arbeitgeber geben den Wert der Deputate in der Verdienst- 
bescheinigung an, die mit dem Antrag auf Berufsausbildungsbei- 
hilfe dem Arbeitsamt einzureichen ist. Das Arbeitsamt wird sich 
im allgemeinen auf die Richtigkeit dieser Angaben, auch soweit 
sie die Bewertung von Deputaten betreffen, verlassen. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß die Arbeitsämter bei 
der Berechnung der Berufsausbildungsbeihilfe Deputatszahlun- 
gen unterschiedlich berücksichtigen. Wenn Sie, sehr geehrter 
Herr Kollege, mir die Fälle mitteilen, die Ihrer Frage zugrunde 
liegen, werde ich ihnen gerne nachgehen und Sie über das 
Ergebnis unterrichten. 


42. Abgeordneter 
Büchner 
(Speyer) 

(SPD) 


Warum hat die Bundesregierung folgenden 
Abschnitten der Europäischen Sozialcharta 
noch nicht zugestimmt: Artikel 4 § 4, Artikel 
7 § 1, Artikel 8 §§ 2 und 4 und Artikel 10 § 4? 
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43. Abgeordneter Wann beabsichtigt die Bundesregierung, die- 

Büchner sen Paragraphen zuzustimmen? 

(Speyer) 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Busdifort 
vom 16. Juli 1974 

Die von Ihnen genannten Vorschriften der Europäischen Sozial- 
charta konnten bisher nicht ratifiziert werden, weil es im inner- 
deutschen Recht für die nach der Charta zu übernehmenden völ- 
kerrechtlichen Verpflichtungen keine entsprechenden Bestim- 
mungen gibt. Im einzelnen ergibt sich folgendes: 

Nach Artikel 4 Abs. 4 soll die außerordentliche Kündigung von 
Arbeitsverhältnissen nur bei „schweren Verfehlungen“ erlaubt 
sein. Nach deutschem Recht sind außerordentliche Kündigungen 
bei jedem „wichtigen Grund“ erlaubt. Der Begriff des „wichtigen 
Grundes" ist ein fester Bestandteil unseres Arbeitsrechts, der 
nicht fortfallen kann. Daher wird diese Vorschrift auch weiter- 
hin nicht ratifiziert werden können. 

Artikel 7 Abs. 1 schreibt ein Mindestalter für die Zulassung zur 
Arbeit von 15 Jahren vor, wohingegen in dem zur Zeit noch 
geltenden deutschen Jugendarbeitsschutzgesetz von 1960 ein 
Mindestalter von 14 Jahren vorgesehen ist. 

In einem zur Zeit dem Deutschen Bundestag vorgelegten Entwurf 
der Bundesregierung für ein neues Jugendarbeitsschutzgesetz ist 
vorgeschlagen, das Mindestalter auf 15 Jahre zu erhöhen und 
damit an die Sozialcharta anzupassen. Die Bundesregierung hat 
die Absicht, nach Verabschiedung des Entwurfs durch die gesetz- 
gebenden Körperschaften diese Vorschrift zu ratifizieren. 

Artikel 8 Abs. 2 verbietet die Kündigung des Arbeitsverhält- 
nisses einer schwangeren Frau während gewisser Schutzfristen. 

Das deutsche Recht geht hier zwar über die Anforderungen der 
Charta hinaus, denn nach § 9 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes 
darf einer Schwangeren während der Zeit der Schwangerschaft 
und bis zum Ablauf von vier Monaten nach der Entbindung nicht 
gekündigt werden, wohingegen die Sozialcharta lediglich Kün- 
digungen während des Mutterschaftsurlaubs verbietet. Da jedoch 
nach § 9 Abs. 3 des Mutterschaftsgesetzes eine ausnahmsweise 
Kündigung auch während der Schutzfristen in besonderen Fällen 
erlaubt ist, kann diese Vorschrift noch nicht ratifiziert werden. 

Die Bundesregierung hat die Absicht, bei einer Novellierung des 
Mutterschutzgesetzes dem Anliegen der Sozialcharta Rechnung 
zu tragen. 

Artikel 8 Abs. 4 schreibt unter Buchstabe a innerstaatliche Rege- 
lungen für die Nachtarbeit von Arbeitnehmerinnen in gewerb- 
lichen Betrieben vor und verbietet unter Buchstabe b die Beschäf- 
tigung von Frauen mit Arbeiten, die für sie ungeeignet sind, ins- 
besondere in Bergwerken. 

Im deutschen Recht gelten die von der Charta geforderten Rege- 
lungen nur für Arbeiterinnen, nicht aber für weibliche Ange- 
stellte, und von dem Verbot nach Buchstabe b können, wenn es 
im öffentlichen Interesse dringend geboten ist, Ausnahmen zu- 
gelassen werden. Aus diesen Gründen ist die Ratifizierung dieses 
Absatzes nicht möglich. 
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Die Bundesregierung hat die Absicht, bei einer Neuregelung der 
Arbeitszeitordnung die Ausdehnung des Nachtarbeitverbots auf 
weibliche Angestellte und auch die Frage der Beibehaltung oder 
des Fortfalls der erwähnten Ausnahmemöglichkeiten bei für 
Frauen ungeeigneten Arbeiten zur Diskussion zu stellen. 

Artikel 10 Abs. 4 schreibt eine Reihe von Maßnahmen zur vollen 
Ausnutzung gegebener beruflicher Bildungsmöglichkeiten vor. 
Die dazu erlassenen deutschen Rechtsvorschriften tragen zwar 
dem Ziel dieser Vorschrift in vollem Umfang Rechnung. Wegen 
des Systems der Durchführung der Bildungsmaßnahmen und der 
Förderung der Teilnahme an ihnen ist die Ratifizierung dieser 
Vorschrift aber bisher nicht möglich gewesen. 

So ist die unter Buchstabe a geforderte Herabsetzung oder gänz- 
liche Abschaffung der Gebühren oder Kosten nicht möglich, weil 
die Bildungseinrichtungen, die zum großen Teil gemeinnützig 
oder privat sind, aus den an sie von den Teilnehmern gezahlten 
Gebühren ihre Kosten decken müssen und das Arbeitsförderungs- 
gesetz nicht unbedingt eine volle Erstattung vorsieht. Die unter 
Buchstabe c geforderte Anrechnung der für die Teilnahme an 
Fortbildungslehrgängen aufgewendeten Zeit auf die normale 
Arbeitszeit ist zwar in bestimmten Fällen gesetzlich oder tarif- 
vertraglich vorgeschrieben. Da aber der Fortbestand des Arbeits- 
verhältnisses während dieser Zeit grundsätzlich der freien Ver- 
einbarung der Vertragspartner unterliegt, bestehen auch unter 
diesem Gesichtspunkt gegen eine Ratifizierung der Vorschrift 
Bedenken. 


44. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, halbtags- 

Orgaß versicherungspflichtig Beschäftigten, die außer- 

(CDU/CSU) dem eine selbständige Tätigkeit ausüben, die 

Entrichtung freiwilliger Beiträge in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung zu ermöglichen, da 
die Leistung von Höherversicherungsbeiträgen 
wegen fehlender Dynamisierung keine aus- 
reichende Lösung ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 10. Juli 1974 

Die Bundesregierung prüft die Möglichkeiten, auch den Pflicht- 
versicherten mehr Gestaltungsmöglichkeiten hinsichtlich ihres 
Beitragsbildes in den gesetzlichen Rentenversicherungen einzu- 
räumen. Sie sieht dabei jedoch nicht einzelne Gruppen von Ver- 
sicherten. Sie ist vielmehr der Meinung, daß es sich um ein all- 
gemeines Problem handelt, das alle Pflichtversicherten betrifft, 
die mit ihrem Pflichtbeitrag nicht die Beitragsbemessungsgrenze 
erreichen. Dabei wäre erforderlich, daß die „Aufstockung" des 
Pflichtbeitrages zugelassen wird. 

Einer solchen Aufstockung stehen aber erhebliche rechtliche Be- 
denken und verwaltungsmäßige Schwierigkeiten entgegen. 

Beispielhaft darf ich folgende erwähnen: 

1. Der entstehende Arbeitsanfall bei den Versicherungsträgern 
wäre erheblich. 

2. Die Aufstockung setzt die Einführung des stufenlosen frei- 
willigen Beitrages voraus. 
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3, Sie paßt nicht ins Umlageverfahren, weil nicht sichergestellt 
werden kann, daß Beitragseinnahmen und Rentenausgaben 
aus der Aufstockung sich stets die Waage halten werden. 

4. Es sind Überlegungen hinsichtlich übergangsrechtlicher Rege- 
lungen anzustellen, nicht zuletzt auch im Hinblick auf die 
Höherversicherung. 

Bei dieser Situation bedauere ich, eine schnelle Lösung des von 
Ihnen vorgetragenen Problems nicht in Aussicht stellen zu 
können. 


45. Abgeordneter 

Spilker 

(CDU/CSU) 


Auf welche konkrete Aussage des Gutachtens 
der Sachverständigenkommission zur Prüfung 
der Mitbestimmungsfrage stützt die Bundes- 
regierung ihre Behauptung, „Die Kommission 
kam in ihrem Bericht zu dem Ergebnis, daß 
sich die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im 
Montanbereich im allgemeinen bewährt 
habe."? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 18. Juli 1974 

Ihre Frage bezieht sich offensichtlich auf den allgemeinen Teil 
der Begründung des Regierungsentwurfs eines Gesetzes über 
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer (Drucksache 7/2172). Dort 
hat die Bundesregierung die Feststellungen der Mitbestimmungs- 
kommission zu den Wirkungen der paritätischen Mitbestimmung 
dahin gehend beurteilt, daß die Kommission zu dem Ergebnis 
gekommen sei, die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Mon- 
tan-Bereich habe sich im allgemeinen bewährt. Diese Beurteilung 
gründet sich vor allem auf Teil III B des Berichts (Drucksache 
VI/334), in dem die Kommission u. a. folgendes ausführt: 

— Der Kommission sei bei ihren Anhörungen aus dem Bereich 
der Montan-Industrie fast ohne Ausnahme berichtet worden, 
daß von einer negativen Einflußnahme der Mitbestimmungs- 
träger auf die unternehmenspolitische Planung der Unter- 
nehmensleitungen nicht gesprochen werden könne (vgl. 
Teil III Rd. Nr. 39 des Berichts). Die Mitwirkung der Arbeit- 
nehmer in den Aufsichtsräten habe zu keiner feststellbaren 
inhaltlichen Veränderung unternehmerischer Initiativen ge- 
führt (III/ 42) . 

— Die Kommission habe den Eindruck gewonnen, daß von den 
Vertretern der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat nur in seltenen 
Ausnahmefällen ein retardierender Einfluß auf die investi- 
tionspolitischen Absichten der Unternehmensleitung ausge- 
gangen sei (III/45). Wirtschaftlichkeitserwägungen des Vor- 
standes seien stets respektiert worden, wenn und soweit die 
Belegschaft gegen die sozialen Konsequenzen entsprechender 
Investitionsmaßnahmen ausreichend gesichert war (III/46). 

— Auf Konzentrationsvorgänge habe die Mitbestimmung eben- 
falls keinen negativen Einfluß gehabt. Immer dann, wenn 
eine befriedigende Regelung zur Erhaltung des Mitbestim- 
mungsbesitzstandes getroffen worden war, seien der Ver- 
wirklichung der Ziele der Unternehmensleitung von Vertre- 
tern der Arbeitnehmer keine Hindernisse in den Weg gelegt 
worden (III/47). 
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— Die Arbeitnehmervertreter seien an einer günstigen Ertrags- 
entwicklung der Unternehmen interessiert. Rationalisierungs- 
maßnahmen mit dem Ziel der Kostensenkung seien nie auf 
ihren Widerstand gestoßen, wenn und soweit für die Erhal- 
tung des sozialen Status der im Unternehmen Beschäftigten 
ausreichend Vorsorge getroffen worden war (III/35 und 36). 

— - Verzögerungen von Entscheidungen im Aufsichtsrat seien 
nach dem Eindruck der Kommission in erster Linie auf die 
durch die Parität bedingte Notwendigkeit der Überzeugung 
der Arbeitnehmervertreter zurückzuführen, „eine Notwendig- 
keit, die einerseits zur Vertagung wichtiger unternehmens- 
politischer Entscheidungen führen kann, andererseits jedoch 
die Bereitschaft der Arbeitnehmer des Unternehmens stärkt, 
die Richtigkeit einmal getroffener Entscheidungen anzuer- 
kennen" (III/32). 

— Die Sorge über eine mögliche Verfälschung unternehmens- 
politischer Entscheidungsprozesse durch Kopplungsgeschäfte 
sei nicht gerechtfertigt; die Arbeitnehmervertreter im Auf- 
sichtsrat machten ihre Zustimmung nicht davon abhängig, 
daß andere, mit dem Entscheidungsgegenstand nicht unmittel- 
bar verbundene Probleme zugunsten der Arbeitnehmer ent- 
schieden würden (III/31). 

— Die Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsräten brächten im 
allgemeinen Verständnis dafür auf, daß sich die Höhe der 
Dividenden nach den Kapitalmarktverhältnissen zu richten 
hat, und daß die Dividendenpolitik auch darauf abzielen muß, 
günstige Voraussetzungen für die spätere Inanspruchnahme 
des Kapitalmarkts zu schaffen (III/50). 

— Tarifpolitische Probleme seien in den Aufsichtsräten zwar 
gelegentlich angesprochen, aber nie mit dem Ziel behandelt 
worden, für die Unternehmensleitung verbindliche Richt- 
linien zu beschließen oder tarifpolitische Empfehlungen aus- 
zusprechen (III/51). 

— Für die Berechtigung der Befürchtung, die Präsenz von Ge- 
werkschaftsvertretern in den Aufsichtsräten könne zu einer 
Beeinträchtigung der autonomen Willensbildung der Unter- 
nehmen durch externe Einflußnahme auf diesen Willensbil- 
dungsprozeß führen, hätten sich keine Tatsachen ermitteln 
lassen. Der Befürchtung einer zentralen Steuerung der Ge- 
werkschaftsvertreter in den Aufsichtsräten der Unternehmen 
fehle nach der Überzeugung der Kommission die Grundlage 
(III/ 14) . 


Aus den Feststellungen der Kommission, wonach die Mitbestim- 
mung vernünftige unternehmerische Entscheidungen nicht ver- 
hindert und gleichzeitig zu einer Berücksichtigung der Belange 
der Arbeitnehmer führt, hat die Bundesregierung bereits in ihrer 
Stellungnahme zum Bericht der Mitbestimmungskommission ge- 
folgert: „Somit ergibt sich aus dem Bericht, daß nach den von der 
Kommission gewonnenen Ergebnissen die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer in den Organen der Unternehmen sich als not- 
wendig erweist, daß sie ihre Aufgabe erfüllt und für die Errei- 
chung des wirtschaftlichen Unternehmenszwecks keine Nachteile 
gebracht hat" (Drucksache VI/1551, Schlußabsatz von Teil II). 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


46. Abgeordneter 

Handlos 


(CDU/CSU) 


Nachdem der Wehrbeauftragte in seinem Jah- 
resbericht — Drucksache 7/1765 * — feststellte, 
das Lehrprogramm der Schule für innere Füh- 
rung könne mit Ausnahme der Unterrichtung 
über die politische Bildung als Verlegenheits- 
lösung oder gar als Resteverwertung anders 
nicht unterzubringender Lehrgänge bezeichnet 
werden, frage ich die Bundesregierung, welche 
konzeptionellen Vorstellungen im Hinblick auf 
die Schule für innere Führung für die Zukunft 
vorgesehen sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 12. Juli 1974 


An der Schule für Innere Führung werden folgende Lehrgänge 
durchgeführt: 

— Lehrgänge für „Politische Bildung, in denen die Didaktik der 
Politische Bildung und die Methodik des staatsbürgerlichen 
Unterrichts vermittelt werden. 

— Lehrgänge für Lehroffiziere, die der Einführung in die Theo- 
rie und Praxis der Erwachsenenbildung dienen und ein sozial- 
integratives Lehr- und Führungsverhalten der Vorgesetzten 
zum Ziele haben. Damit wird ein entscheidender Bereich der 
Inneren Führung angesprochen: zeitgemäße Menschenführung. 

— Lehrgänge für Jugendoffiziere. 

— „Informationstagungen für die Öffentlichkeit", z. B. für Lehrer 
aller Schultypen, Jugend- und Studentenpfarrer, Bildungs- 
sekretäre des Deutschen Gewerkschaftsbundes und Nach- 
wuchskräfte der Industrie. 

Mit diesen Lehrgängen und Tagungen werden die entscheidenden 
Aufgaben der Inneren Führung erfaßt: 

— die Politische Bildung 

— die zeitgemäße Menschenführung und 

— - die Integration der Bundeswehr in Staat und Gesellschaft. 

Die Auffassung des Herrn Wehrbeauftragten, die Zusammen- 
stellung der Lehrgänge an der Schule für Innere Führung sei 
Verlegenheitslösung oder gar „Resteverwertung", vermag das 
Bundesministerium der Verteidigung nicht zu teilen. 

Zu der zukünftigen Konzeption der Schule für Innere Führung 
darf ich wie folgt Stellung nehmen: 

Die Reform der Ausbildung und Bildung in den Streitkräften, 
d. h. die Einführung der Fortbildungsstufen A bis D und die 
Errichtung der Hochschulen der Bundeswehr erfordert auch ein 
Überdenken des Auftrages der Schule für Innere Führung. Bei 
der möglichen Entwicklung eines neuen Konzeptes für die Schule 
wird folgendes zu beachten sein: 
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Innere Führung ist ein umfassendes Konzept, das alle Bereiche 
der Führung und Ausbildung beeinflußt. Innere Führung kann 
deshalb nicht nur an der Schule für Innere Führung vermittelt 
werden, sie muß vielmehr Bestandteil jeder Ausbildung zum 
militärischen Vorgesetzten sein. Mithin gehören Themen der 
Inneren Führung auch zum Lehrstoff der Fortbildungsstufen 
A bis D und der Hochschulen der Bundeswehr. 

Unabhängig davon bedarf Innere Führung eines „zentralen 
Ortes", der eine Begegnung von Theorie und Praxis ermöglicht. 
Diese zentrale Einrichtung sollte die Schule für Innere Führung 
sein. Ihre Aufgaben im Rahmen dieses Konzeptes sollte es sein, 
neue wissenschaftliche Erkenntnisse und gesellschaftliche Ent- 
wicklungen zu erkennen und für die Bundeswehr nutzbar zu 
machen. Dabei werden zwei Bereiche im Mittelpunkt stehen 
müssen: 

— Politische Bildung und 

— zeitgemäße Menschenführung. 

Die Überlegungen bezüglich des zukünftigen Auftrages für die 
Schule sind jedoch noch nicht abgeschlossen. 


47. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Dr. Gölter die in den nächsten Jahren anfallenden Be- 

(CDU/CSU) treuungsaufträge so zu steuern, daß bei VFW- 

Fokker im Zweigwerk Speyer Entlassungen 
vermieden werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 5. Juli 1974 

Das im Werk Speyer laufende Fertigungsprogramm für den mitt- 
leren Transporthubschrauber CH-53 G wird — wie seit langem 
geplant und der Firma bekannt — Mitte 1975 beendet sein. Ein 
entsprechendes Anschlußprojekt für das Werk in Speyer steht 
nicht zur Verfügung. Die Beendigung des Programms CH-53 G 
bedingt die sukzessive Freisetzung von Arbeitskräften im Jahr 
1975. 

Zur Zeit werden im Bundesministerium der Verteidigung in Ver- 
bindung mit der Firma VFW-Fokker Überlegungen angestellt, 
wie der Freisetzungsprozeß in einer auch den Interessen des 
Auftraggebers gerechtwerdenden Weise gemildert bzw. eine 
Überbrückung bis zu der ab Mitte 1976 notwendigen Betreuung 
der CH-53 G gefunden werden kann. 

Die in Ihrer Anfrage genannte Möglichkeit, Betreuungsaufträge 
so zu steuern, daß Entlassungen im Zweigwerk Speyer vermie- 
den werden können, wird nicht zu verwirklichen sein. 

Hiergegen spricht einerseits die Tatsache, daß es dem Auftrag- 
geber schon wegen des damit verbundenen Eingriffs in die unter- 
nehmerische Eigenverantwortung und in den Wettbewerb ver- 
wehrt ist, dem Auftragnehmer vorzuschreiben, in welcher Be- 
triebsstätte er ihm übertragene Aufträge durchführt. Hinzu 
kommt die der Industrie bekannte insgesamt rückläufige Ten- 
denz auf dem militärischen Betreuungssektor, die konsequenter- 
weise dazu führen wird, daß die zur Zeit vorhandenen Kapazi- 
täten nicht mehr ausgelastet werden können. 
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In dem Bemühen, soweit wie möglich zur Klärung der Situation 
beizutragen, ist Herr Ministerialdirektor Dr, Sadtler aus meinem 
Hause auf Bitten des Herrn Abgeordneten Büchner ermächtigt, 
an einem für den 11. Juli 1974 angesetzten Gespräch mit dem 
Betriebsrat und der Unternehmensleitung VFW-Fokker in Speyer 
teilzunehmen. 


48. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die in einer 

Dr. Wörner Verfügung des Bundesverteidigungsministe- 

(CDU/CSU) riums (FüH I 3 - Az 01-60 vom 26. Februar 

1974) sehr eng gefaßte Bewilligung von Haus- 
haltsmitteln für Patenschaften und die Pflege 
kameradschaftlicher Verbindungen zu ehema- 
ligen Soldaten so zu erweitern, daß der Truppe 
eine etwas großzügigere Handhabung der 
Kontaktpflege ermöglicht wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 12. Juli 1974 

1. Mit dem in Ihrer Frage angeführten Schreiben wurde ein 
Einzelfall geregelt. Es war die Frage der Übernahme von 
Reisekosten auf Haushaltsmittel zu entscheiden, die dadurch 
entstanden waren, daß eine Abordnung eines Panzerbatail- 
lons der Bundeswehr an einer Feier eines ehemaligen Pan- 
zerregimentes anläßlich eines Volkstrauertages teilgenommen 
hatte. 

Die Frage mußte mit dem genannten Schreiben (Fü H I 3 vom 
26. Februar 1974) aus nachstehenden Gründen verneint wer- 
den: 

a) Der Erlaß „Beteiligung der Bundeswehr an der Toten- 
ehrung aus Anlaß des Volkstrauertages" läßt die Beteili- 
gung nur bis zu einem Umkreis von 50 km zu. 

b) Der Erlaß „Bundeswehr und Tradition" begrenzt in der 
Nr. 27 die Pflege kameradschaftlicher Verbindungen zu 
ehemaligen Soldaten in erster Linie auf die in der Umge- 
bung der Garnison wohnenden ehemaligen Soldaten. 
Beide Erlasse konnten daher bei einer Entfernung von 
175 km für eine nachträgliche Genehmigung nicht heran- 
gezogen werden. 

2. Außer bei Patenschaften zu Verbündeten im Inland dürfen 
Haushaltsmittel „nicht" in Anspruch genommen werden für 
Patenschaften 

— innerhalb einer Teilstreitkraft 
— Teilstreitkraft zu Teilstreitkraft 

— zu Städten/Gemeinden 

— zu ehemaligen Soldaten. 

Eine Prüfung des in Ihrer Anfrage anklingenden Problems hat zu 
keiner anderen als der bisher vertretenen Auffassung geführt. 

49. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung den von 

Dr. Wörner 23 Soldaten der Bundeswehr während der 

(CDU/CSU) Hamburger Bürgerschaftswahlen veröffent- 

lichten Wahlaufruf für die DKP, in dem jene 
als Soldaten klar dazu auffordern, Kommuni- 
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sten in Bürgerschaft und Bezirksversammlun- 
gen zu wählen, und welche Maßnahmen wur- 
den hierzu ergriffen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Mann 
vom 16. Juli 1974 

1. Der Wahlaufruf enthält diffamierende Äußerungen und ver- 
zerrende Darstellungen der Politik der Bundesregierung und 
des Hamburger Senats. Solche einseitigen politischen Stel- 
lungnahmen, die nicht von dem Bemühen um sachliche Kritik 
getragen sind, sind den Soldaten auch im Wahlkampf ver- 
boten. Sie verstoßen gegen die Pflicht zum treuen Dienen (§ 7 
des Soldatengesetzes), gegen die Disziplin (§ 17 Abs. 1 des 
Soldatengesetzes) und beeinträchtigen das Ansehen der Bun- 
deswehr ernsthaft (§17 Abs. 2 Satz 2). 

2. Die Unterzeichner haben sich durch ihre Unterschrift mit dem 
Inhalt des Wahlaufrufs identifiziert. Sie verstoßen daher ge- 
gen die vorgenannten Bestimmungen des Soldatengesetzes. 

3. Maßnahmen sind von seiten der Bundesregierung nicht er- 
forderlich, weil das Soldatengesetz und der Erlaß über die 
„politische Betätigung von Soldaten, insbesondere bei Bundes- 
tags-, Landtags- und Kommunal wählen" eine ausreichende 
Handhabe für die disziplinäre Würdigung und gegebenenfalls 
Ahndung durch die zuständigen Disziplinarvorgesetzten bie- 
ten. 

Bisher sind wegen dieser Dienstvergehen noch keine diszipli- 
nären Maßnahmen verhängt worden. 

50. Abgeordneter Trifft es zu, daß das Bundesverteidigungs- 
Lagershausen ministerium Überlegungen anstellt, die War- 
fCDU/CSU) tung und Instandsetzung von Kampfflugzeugen 

mehr und mehr in eigenen Depots una Werk- 
stätten vorzunehmen, und ist sich das Bundes- 
verteidigungsministerium auch darüber im 
klaren, daß damit im norddeutschen Raum 
— besonders auch in Lemwerder — Arbeits- 
plätze hochqualifizierter Fachkräfte gefährdet 
werden? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Mann 
vom 16. Juli 1974 

Die steigenden Kosten auf dem Gebiet der Materialerhaltung bei 
fliegenden Waffensystemen zwingen zu Überlegungen, wie wirk- 
same Einsparungs- und Rationalisierungsmaßnahmen ergriffen 
werden können. 

Nicht zuletzt auf Grund der Erörterungen in Sitzungen des Ver- 
teidigungsausschusses stellt das Bundesministerium der Ver- 
teidigung zur Zeit Überlegungen mit dem Ziel einer wirtschaft- 
lichen und den taktischen Erfordernissen Rechnung tragenden 
Auslastung der Luftwaffen-Werften an. 

Diese Untersuchungen — die sich nur auf die Instandsetzung 
nicht aber auf die Wartung, als ausschließliche Truppenaufgabe, 
beziehen — sind noch nicht abgeschlossen. 

Ich kann Ihnen jedoch versichern, daß die Frage der Auslastung 
vorhandener industrieller Kapazitäten und die Erhaltung von 
Arbeitsplätzen dabei immer eine wichtige Rolle spielen. 
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51. Abgeordneter 

Dr. h. c. Wagner 

(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung über die weitere Verwendung des mili- 
tärischen Flugplatzgeländes in Leipheim in 
Anbetracht der Begründung zum Entwurf einer 
Verordnung über die Festsetzung des Lärm- 
schutzbereichs für den militärischen Flugplatz 
Leipheim, in der es heißt, „Art und Umfang 
des voraussehbaren Flugbetriebs (wurden) auf 
der Grundlage des zu erwartenden Ausbaus 
des militärischen Flugplatzes berücksichtigt", 
und bedeutet diese Feststellung, daß nach 
Abzug des Leichten Kampfgeschwaders 44 ein 
noch größerer und lärmintensiverer Verband 
dorthin verlegt werden solle? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Mann 
vom 16. Juli 1974 


Die Berücksichtigung des voraussehbaren Flugbetriebes auf dem 
Flugplatz Leipheim bei der Festsetzung des Lärmschutzbereiches 
bedeutet nicht, daß nach Abzug des Leichten Kampfgeschwaders 
44 die Verlegung eines noch größeren und lärmintensiveren 
Verbandes dorthin vorgesehen ist. 

Die Festlegung des Lärmschutzbereiches in der Umgebung des 
Flugplatzes Leipheim erfolgte nach den dafür vorgesehenen ein- 
heitlichen Grundsätzen, wobei u. a. die Lärmbelastung durch 
Flugbetrieb mit Strahlflugzeugen und die in der Vergangenheit 
festgestellte Frequenz der Flugbewegungen berücksichtigt wur- 
den. 

Zur Gewährleistung eines weitgehenden Schutzes der Bevölke- 
rung mußte im Fall Leipheim auch der zukünftig noch vorgese- 
hene Flugbetrieb auf diesem Flugplatz in die Überlegungen mit- 
einbezogen werden. 

Wie ich Ihnen bereits mit Schreiben vom 31. Mai 1974 mitgeteilt 
habe, ist nach Auflösung des Leichten Kampfgeschwaders 44 zum 
31. März 1975 keine ständige Stationierung eines fliegenden 
Verbandes beabsichtigt. Die Vorstellungen des Bundesministers 
der Verteidigung gehen dahin, in Leipheim eine umfangreiche 
Flugzeuginstandsetzungseinrichtung aufzubauen. 

Im Zusammenhang mit dieser logistischen Einrichtung ist — wenn 
auch im Vergleich zum bisherigen Flugbetrieb in sehr beschränk- 
tem Umfang — weiterhin mit Flugbetrieb mit Strahl- und Pro- 
pellerflugzeugen sowie Hubschraubern zu rechnen. 

Hinzu kommt, daß Leipheim auf Grund der wenigen Möglich- 
keiten zur Nutzung geeigneter anderer Flugplätze in der Bundes- 
republik Deutschland vorübergehend für mehrere Wochen im 
Jahr zur Aufnahme von fliegenden Einsatzverbänden dienen soll, 
deren Heimatflugplätze wegen Baumaßnahmen (z. B. Startbahn- 
reparaturen) oder aus sonstigen Gründen zeitweise nicht genutzt 
werden können. 

Insgesamt ist also festzustellen, daß die Fluglärmbelastung in 
der Umgebung des Flugplatzes Leipheim in Zukunft abnehmen 
wird. 
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Geschäftsbereich des Bimdesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


52. Abgeordneter Welche Bereiche der Verkehrspolitik beabsich- 
Lemmrich tigt die Bundesregierung, finanziell anders aus- 

(CDU/CSU) zustatten als es der Finanzplan der Bundes- 

regierung bisher vorsah, und wie sehen diese 
Veränderungen aus? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 18. Juli 1974 

Die Verwirklichung der Steuer- und Kindergeldreform, die den 
Steuerzahler erheblich entlasten soll, der Rückgang der Steuer- 
vorausschätzungen und die Bemühungen der Bundesregierung 
zur Erreichung der notwendigen Stabilität haben zu Einschrän- 
kungen des Bundeshaushalts geführt. Diese Einschränkungen 
konnten auch auf den Verkehrshaushalt nicht ohne Auswirkun- 
gen bleiben. Nach wie vor gehört der Verkehrshaushalt jedoch 
zu den Schwerpunkten des finanziellen und damit auch politi- 
schen Engagements der Bundesregierung. Mit rund 80°/o tragen 
die Sachinvestitionen im Verkehrsbereich zu den gesamtstaat- 
lichen Investitionen des Bundes bei. 

Bei der Beurteilung des Gesamtplafonds des Epl. 12 ist zu be- 
rücksichtigen, daß rund 250 Millionen DM (bisher von der Deut- 
schen Bundesbahn gezahltes Kindergeld) auf Grund der vorge- 
sehenen Familienlastenausgleichsregelung in den Einzelplan des 
Bundesministeriums für Jugend, Familie und Gesundheit umge- 
schichtet wurden. Die Steuerminderschätzung führte bei der für 
die Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden ge- 
setzlich zweckgebundenen Mineralölsteuer zu einer zwangsläufi- 
gen Reduzierung von 234 Milliarden DM. Die ursprünglich höher 
festgesetzten Ausgaben für Neubaustrecken der Deutschen Bun- 
desbahn mußten wegen Planungsschwierigkeiten dem tatsächlich 
zu erwartenden geringeren Mittelabfluß angepaßt werden. Aus 
Stabilitätsgründen mußten schließlich die zusätzlichen Finanzhil- 
fen für den öffentlichen Personennahverkehr gestreckt werden. 

Die grundsätzlichen verkehrspolitischen Zielsetzungen ändern 
sich nicht, wenngleich die Zeitvorstellungen zu ihrer Verwirk- 
lichung Korrekturen erfahren müssen. Der Bundesminister für 
Verkehr wird seinen Teil dazu beitragen, einen optimalen 
Erfolg der Stabilitätspolitik dieser Bundesregierung zu sichern. 


53. Abgeordneter Welche Beträge sind 1975 für den Bundesfern- 
Lemmrich Straßenbau (Kap. 12 10) und für die Deutsche 

(CDU/CSU) Bundesbahn (Kap. 12 02, Titelgruppe Deutsche 

Bundesbahn) zur Zeit vorgesehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 18. Juli 1974 

Für den Bundesfernstraßenbau sind im Haushaltsjahr 1975 nach 
dem Regierungsentwurf 5 830,0 Millionen DM für die Leistungen 
des Bundes an die Deutsche Bundesbahn (Kap. 12 02 Titelgruppe 
DB) 8061,1 Millionen DM vorgesehen. 
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54. Abgeordneter 
Stücklen 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, Ingenieurlei- 
stungen nach dem Gemeindeverkehrsfinan- 
zierungsgesetz den Projektkosten zuzurechnen 
und damit bei der Bezuschussung zu berück- 
sichtigen, und, wenn nein, welche Gründe sind 
hierfür maßgebend? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 8. Juli 1974 

Nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13. März 1972 (BGBl. I S. 501) sind 
zuwendungsfähig die Kosten für Vorhaben nach § 2; nicht zu- 
wendungsfähig sind u. a. die Verwaltungskosten (§ 4 Abs. 3 
Nr. 2 des Gesetzes). 

Die Frage, ob Kosten für Ingenieurleistungen zu den zuwen- 
dungsfähigen Kosten gerechnet werden, hängt demnach davon 
ab, ob sie im Rahmen der Verwaltungskosten, also im wesent- 
lichen bei der Planung, entstehen, oder bei der Baudurchführung. 
Nur im letzten Fall können diese Kosten entsprechend der 
gesetzlichen Regelung zuwendungsfähig sein. 


55. Abgeordneter 

Biehle 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Deutsche Bundesbahn zu Lasten des Fremden- 
verkehrs von Städten in Illustrierten, wie z. B. 
in der Neuen Revue vom 8. April 1974, Wer- 
bung betreibt, obwohl zumindest im Fall 
Karlstadt die Deutsche Bundesbahn selbst 
durch häufig geschlossene Bahnschranken die 
Verkehrsbehinderungen verursacht, und ist 
die Bundesregierung bereit, dafür zu sorgen, 
daß diese schädigende Werbung im Interesse 
der Stadt Karlstadt sofort eingestellt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 8. Juli 1974 


Die Werbung für die Deutsche Bundesbahn gehört in den aus- 
schließlichen Verantwortungsbereich des Vorstandes der Deut- 
schen Bundesbahn. Der Bundesminister für Verkehr hat nicht die 
Absicht, dies zu ändern. 

Ihre Anfrage habe ich dem Vorstand der Deutschen Bundesbahn 
weitergegeben, er wird sie beantworten. 


56. Abgeordneter 

Biehle 

(CDU/CSU) 


Was war Veranlassung, die sehr schwach fre- 
quentierte und gering unfallträchtige Bundes- 
autobahnstrecke zwischen Kassel und Würz- 
burg mit in die Liste der Strecken aufzuneh- 
men, auf denen versuchsweise das Tempolimit 
130 erprobt werden soll, und sind dazu auch 
die zuständigen Verkehrsbehörden der Länder 
Hessen und Bayern sowie evtl, auch die Poli- 
zeidirektionen gehört worden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 8. Juli 1974 

Die Autobahnstrecken für den Großversuch mit einer Geschwin- 
digkeitsbeschränkung von 130 km/h wurden so ausgewählt, daß 
sie in ihrer Gesamtheit hinsichtlich der baulichen Gestaltung, 
der Verkehrsbelastung und des Unfallgeschehens für das Netz 
der Autobahnen 1980 repräsentativ sind. Im Hinblick auf den 
Zweck des Versuches wäre es verfehlt, wenn man nur hochbe- 
lastete und unfallträchtige Strecken in den Versuch einbezogen 
hätte. 

Alle beteiligten Länder haben der Streckenauswahl ausdrücklich 
zugestimmt. Ob und inwieweit hierbei auch die Polizeidirektio- 
nen gehört worden sind, ist eine interne Angelegenheit der 
Länder und entzieht sich meiner Kenntnis. 


57. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Wann ist mit der Elektrifizierung der Bundes- 
bahnstrecke Haiger (Dillkreis) — Betzdorf zu 
rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 8. Juli 1974 

Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn teilt mir mit, daß er 
beabsichtigt, die Strecke Troisdorf — Betzdorf — Haiger/Siegen auf 
elektrische Zugförderungsart umzustellen. Entsprechende Be- 
schlüsse der Organe des Unternehmens sind bereits gefaßt wor- 
den. Zur Zeit wird eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durch- 
geführt. Anhand der Ergebnisse wird die Deutsche Bundesbahn 
die Konditionen für die Finanzierungssicherung durch die be- 
teiligten Bundesländer Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz 
und Hessen ermitteln. Erst im Anschluß daran kann die Frage 
einer Einstellung des Vorhabens in den Wirtschaftsplan der 
Deutschen Bundesbahn im Rahmen der verfügbaren Mittel be- 
handelt werden. 


58. Abgeordneter 
Möller 
(Lübeck) 
(CDU/CSU) 


In welcher Höhe wird die Bundesregierung 
Mittel für die Erhaltung und den Ausbau des 
Elbe-Lübeck-Kanals aufwenden, um zumindest 
die Nutzung durch ein geleichtertes Europa- 
schiff zu gewähren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 8. Juli 1974 

In der Finanzplanung des Bundes stehen für einen Ausbau des 
Elbe-Lübeck-Kanals zur eingeschränkten Nutzung durch ein 
geleichtertes Europaschiff keine Mittel zur Verfügung. 

Uber die verkehrswirtschaftliche Bedeutung des Ausbaus wird 
Herr Professor Dr. Seidenfus (Universität Münster) demnächst 
ein Gutachten vorlegen. Erst hiernach und nach eingehender 
Prüfung dieses Gutachtens kann überhaupt eine Stellungnahme 
des Bundesministers für Verkehr erwartet werden. 
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59. Abgeordneter 
Möller 
(Lübeck) 
(CDU/CSU) 


über wieviel Haushaltsjahre werden die Mit- 
tel verteilt, und kann zumindest für die Er- 
haltung des Kanals mit Mitteln im Jahr 1974 
gerechnet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 8. Juli 1974 

Für die Erhaltung des Kanals werden jährlich Haushaltsmittel bei 
der Titelgruppe „Unterhaltung der Bundeswasserstraßen und Be- 
trieb ihrer Anlagen im Küstenbereich" zur Verfügung gestellt. 

Im Haushalt 1974 werden hierfür 

rd. 0,9 Millionen DM für Stoffkosten und Unternehmerleistungen 

rd. 2,2 Millionen DM für Löhne der Arbeiter 

bereitstehen. 

Darüberhinaus werden weitere 2,0 Millionen DM für dringende 
Bestandserhaltungsarbeiten am Elbe-Lübeck-Kanal aus Mitteln 
des einmaligen Sonderprogramms für Gebiete mit speziellen 
Strukturproblemen — Teil B — zugewiesen. 


60. Abgeordneter 
Dr. Ritz 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich 
beim Verkauf von Stammholz aus der Sturm- 
katastrophe vom 13. November 1972 nach 
Österreich, Italien und Griechenland zuneh- 
mend Schwierigkeiten ergeben, weil die Deut- 
sche Bundesbahn nur unzureichende Verlade- 
kapazitäten zur Verfügung stellt und daß da- 
durch trotz der Bundeshilfe für die Sturmholz- 
schäden den betroffenen privaten Waldbe- 
sitzern unzumutbare Verluste drohen? 


61. Abgeordneter 

Dr. Ritz 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, auf die Deut- 
sche Bundesbahn dahin gehend einzuwirken, 
daß diese genügend Zulaufnummern für den 
Holztransport und ausreichend Waggons für 
die Verladung bereit stellt und das Tarifge- 
wicht bei den Waggons vom Typ E von 25 
Tonnen auf 15 Tonnen herabsetzt, um über- 
höhte Transportkosten zu vermeiden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 16. Juli 1974 


Die Betriebsführung und Wagendisposition ist dem Vorstand 
der Deutschen Bundesbahn in eigener Verantwortung übertragen. 
Die Bundesregierung hat nicht die Absicht, dies zu ändern. Ich 
habe Ihre Fragen daher an den Vorstand der Deutschen Bundes- 
bahn weitergeleitet; er wird sie beantworten. 
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62. Abgeordneter 

Dr. Zeitei 
(CDU/CSU) 


Welche Pläne bestehen im Hinblick auf den 
zukünftigen Ausbau des zwischenstädtischen 
Verkehrs in der Bundesrepublik Deutschland 
unter besonderer Berücksichtigung der schon 
laufenden Forschungsvorhaben auf dem Ge- 
biet der Magnetkissentechnik, und welche 
Folgerungen ergeben sich hieraus für die zu- 
künftigen Investitionen im Bereich der kon- 
ventionellen Technik, insbesondere des Baus 
von Bundesbahnstrecken für radgebundene 
Fahrzeuge bis zu 300 km/h? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 16. Juli 1974 


Untersuchungen haben gezeigt, daß ein Hochleistungsschnell- 
bahnsystem (HSB) mit neuen Technologien voraussichtlich geeig- 
net sein könnte, den Straßenverkehr nicht unwesentlich zu ent- 
lasten. Die Bundesregierung fördert daher die technologische 
Entwicklung, deren Anwendung nicht vor 1985 möglich sein wird. 
Gleichzeitig werden in der Bundesrepublik Deutschland und in 
den zuständigen Europäischen Gremien Überlegungen weiter- 
geführt, wie eine HSB in ein europäisches Netz großer Verkehrs- 
achsen einzuordnen wäre. 

Das Ausbauprogramm der Deutschen Bundesbahn bleibt davon 
unberührt. Eine HSB ist nicht geeignet, Aufgaben und Netz der 
Deutschen Bundesbahn zu ersetzen. Vielmehr handelt es sich 
um zwei Transportsysteme mit abgestimmter Aufgabenteilung, 
deren Netze sich überlagern. 


63. Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die Deutsche Lufthansa AG die ihr nach eige- 
nen Angaben durch den Fluglotsenkonflikt im 
Jahr 1973 in Höhe von ca. 200 Millionen DM 
entstandenen Schäden selbst zu tragen hat, 
und wann und auf welche Weise ist gegebe- 
nenfalls der Ausgleich dieser Schäden vorge- 
sehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 16. Juli 1974 


Die Deutsche Lufthansa AG hat im Zusammenhang mit dem 
Fluglotsenkonflikt von 1973 Schadensersatzansprüche geltend 
gemacht. Die Meinungsverschiedenheiten über die Rechtsgründe 
dauern an. 


64. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Sind Zeitungsmeldungen zutreffend, wonach 
der Bau der A 24 von Memmingen nach Lindau 
beschlossen wurde und unmittelbar mit Fertig- 
stellung bis 1979 gebaut werden soll? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 18. Juli 1974 

Die 4-spurige Bundesfernstraße A 24 Memmingen — Wangen — 
Lindau ist Bestandteil des Bedarfsplanes, der dem Gesetz über 
den Ausbau der Bundesfernstraßen in den Jahren 1971 bis 1985 
vom 30. Juni 1971 (BGBl. I S. 873) als Anlage beigefügt ist. 
Darüberhinaus enthält der Bedarfsplan noch den Neubau der 
Bundesstraße 18 Memmingen — Wangen. Nach neuen Planungs- 
überlegungen, die auch mit den Ländern Bayern und Baden- 
Württemberg abgestimmt wurden, soll die Planung der neuen 
A 24 und der neuen B 18 Memmingen — Wangen zu einer 4-spu- 
rigen Bundesfernstraße zusammengefaßt werden. Für diese Bun- 
desfernstraße Memmingen — Wangen sollen jetzt die Planungen 
durchgeführt werden. Bau- und Fertigstellungstermine wurden 
bislang nicht vereinbart; sie werden vor allem von dem Fortgang 
der Planungen des Projektes und von dem Finanzvolumen für 
die Bundesfernstraßen abhängen. 


65. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Treffen im Zusammenhang mit dieser Meldung 
geäußerte Befürchtungen zu, wonach nunmehr 
der Bau der Autobahn Kempten — Lindau 
(A 22) auf Jahre verzögert werden könnte 
bzw. ganz in Frage gestellt wird, oder bleibt 
es bei dem vorgesehenen Baubeginn des Ab- 
schnitts Kempten — Weitnau mit zügiger Wei- 
terführung Richtung Wangener Kreuz? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 18. Juli 1974 

Die Planungsüberlegungen zum Bau der A 24 Memmingen — 
Wangen — Lindau stehen nicht im Zusammenhang mit dem Bau 
der Autobahn A 22 Kempten— Wangen. Die von Ihnen ange- 
meldeten Befürchtungen treffen nicht zu. 

Bis Ende des Jahres 1976 soll der BAB-Abschnitt Autobahnkreuz 
Kempten — Waltenhofen (B 19) fertiggestellt werden. Im 2. Fünf- 
jahresplan (1976 bis 1980) ist der Baubeginn auf dem Strecken- 
abschnitt Lindau/Oberhochsteg — BAB-Kreuz Wangen vorgese- 
hen. Der Termin für den Baubeginn auf dem Abschnitt Walten- 
hofen — Autobahnkreuz Wangen läßt sich zur Zeit noch nicht 
übersehen. 


66. Abgeordneter Wieviel Personal wird die Deutsche Bundes- 
Dr. Jobst bahn bei Einführung der automatischen Kupp- 

(CDU/CSU) lung einsparen können, und welcher Rationa- 

lisierungseffekt wird sich dabei bei ihr insge- 
samt ergeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 18. Juli 1974 

Mit der Frage der Einführung der Automatischen Kupplung bei 
den europäischen Eisenbahnen hat sich der Ministerrat der Euro- 
päischen Konferenz der Verkehrsminister (CEMT) auf seiner 
39. Tagung im Juni dieses Jahres in Wien befaßt. Die bisherigen 
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Untersuchungen haben noch keine hinreichende Klarheit darüber 
gebracht, wie dieses Vorhaben bei der angespannten finanziellen 
Lage der Eisenbahnen national und international langfristig 
finanziert werden soll. Auf der Dezember-Tagung des CEMT- 
Rates wird dieser einen weiteren Bericht von Minister Lahe 
(Österreich) entgegennehmen; voraussichtlich werden dann auch 
erste Ergebnisse einer zur Zeit laufenden Fragebogenaktion vor- 
liegen. Bei dieser Sachlage ist es daher nidit möglich, konkrete 
Angaben zu Personaleinsparungen bei der Deutschen Bundes- 
bahn im Jahre 1985 und zur Gesamtrendite, die wesentlich vom 
Finanzierungsmodell abhängen wird, zu machen. 


67. Abgeordneter Bis wann ist mit Forschungsergebnissen über 
Dr. Schäuble Unfallsicherungen für Kinder zu rechnen, und 

(CDU/CSU) ist die Bundesregierung zur Einführung von 

Zulassungsvorschriften für Autokindersitze 
und Autokindergurte bereit? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 18. Juli 1974 

im Jahr 1971 sind im Auftrag des Bundesministers für Verkehr 
vom Battelle-Institut Untersuchungen über Einrichtungen zur 
Sicherung von Kindern in Kraftfahrzeugen durchgeführt worden. 
Der Forschungsauftrag diente der Bestandsaufnahme und zeigte 
deutlich, daß Regelungen zweckmäßig sind. Das Battelle-Institut 
wurde daher beauftragt, einen Anforderungskatalog für Kinder- 
halteeinrichtungen in Kraftfahrzeugen zu erstellen. Mit dem Er- 
gebnis der Untersuchungen ist in den nächsten Monaten zu rech- 
nen. 

Daneben wird bei der UN-Wirtschaftskommission für Europa 
unter aktiver Mitwirkung der Bundesrepublik Deutschland an 
einer Regelung über Halteeinrichtungen für Kinder gearbeitet. 
Besonders schwierig ist dabei, Prüfkriterien zu finden, die nicht 
nur eine Aussage darüber zulassen, daß eine Halteeinrichtung 
den Beanspruchungen standhält, sondern daß sie auch der Ver- 
träglichkeit des kindlichen Körpers genügt. 

Die Bundesregierung bleibt um eine schnelle Fertigstellung der 
Regelung bemüht. 


68. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung, die uner- 
träglich gewordenen Verkehrsverhältnisse auf 
der B 248 im Abschnitt Wolfsburg — Auto- 
bahnausfahrt Braunschweig-Ost umgehend zu 
verbessern, und wann kann der seit langem 
geplante Bau des Autobahnzubringers Wolfs- 
burg — Braunschweig endlich in Angriff ge- 
nommen werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 19. Juli 1974 

Der Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen — der dem Gesetz 
über den Ausbau der Bundesfernstraßen in den Jahren 1971 bis 
1985 vom 30. Juni 1971 (BGBl. I S. 873) als Anlage beigefügt ist — 
weist im Raum Braunschweig/Wolfenbüttel den Neubau der B 950 
(4-spurig, 2-bahnig) zwischen Wolfsburg (Mörse) und Salzgitter- 
Steterburg (B 490) aus. 
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Für den Teilabschnitt Wolfsburg (Mörse) — BAB A2 (Berlin — 
Hannover) hat der Bundesminister für Verkehr die Linienfüh- 
rung gern. § 16 FStrG bestimmt; die Bauentwürfe hat die Nieder- 
sächsische Straßenbauverwaltung aufgestellt. Zur Zeit werden 
von der Niedersächsischen Straßenbauverwaltung die Unter- 
lagen für das Planfeststellungsverfahren nach §§ 17, 18 FStrG 
erarbeitet, das noch in diesem Jahr eingeleitet werden soll. 
Unter der Voraussetzung, daß dieses Verfahren zügig abläuft, 
kann der Planfeststellungsbeschluß Ende 1975 vorliegen und 
rechtskräftig sein. Davon ausgehend ist beabsichtigt, für den 
Bau dieses Teilabschnittes eine Anlaufrate im Straßenbauhaus- 
halt 1976 bereitzustellen. 

Neben der vorgenannten Straßenneubaumaßnahme sieht der 
Bedarfsplan im Raum nördlich Braunschweig die Verlegung der 
B 248 zwischen der B 4 alt in Braunschweig und der Anschluß- 
stelle Braunschweig-Ost vor. Für diesen Straßenzug ist ein 4-spu- 
rig, 2-bahniger Ausbauquerschnitt vorgesehen. Seine Linie ist 
gern. § 16 FStrG förmlich bestimmt. Bauentwürfe sind noch, nicht 
aufgestellt. 

Im Abschnitt zwischen der Anschlußstelle Braunschweig-Ost 
und Wolfsburg werden an der vorhandenen Straßenanlage der 
B 248 zukünftig Maßnahmen zur Substanzerhaltung, Verbesse- 
rung des Verkehrsablaufes und der Verkehrssicherheit durchge- 
führt werden. Dieser heute durch den Zwischenortsverkehr 
Braunschweig — Wolfsburg stark frequentierte Straßenabschnitt 
wird nach Fertigstellung und Verkehrsfreigabe der vorgenannten 
Neubaustrecke im Zuge der B 950 zwischen Wolfsburg und der 
BAB A 2 wesentlich entlastet werden. 


69. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 
Autogurte für Erwachsene nur dann Verwen- 
dung finden können, wenn sie einer Muster- 
prüfung unterzogen wurden, und trifft es zu, 
daß dieses Verfahren für Kindergurte nicht 
zur Anwendung gelangt? 


70. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 
(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um mindestens die gleiche Muster- 
prüfung für Kindergurte einzuführen, weil 
bekanntlich die Verletzungsgefahr von Kin- 
dern in Kraftfahrzeugen besonders groß ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 19. Juli 1974 


Der gesamte Sicherheitsgurt muß im Rahmen der Erteilung der 
Bauartgenehmigung nach § 22 a Abs. 1 Nr. 25 der Straßenver- 
kehrs-Zulassungs-Ordnung einer Prüfung unterzogen werden. 
Die Bauartgenehmigung wird nur dann erteilt, wenn er ent- 
weder den nationalen technischen Anforderungen oder der von 
der UN-Wirtschaftskommission für Europa (ECE) erarbeiteten 
ECE-Regelung Nr. 16 über Sicherheitsgurte genügt. Für spezielle 
Kindergurte findet dieses Verfahren derzeit keine Anwendung, 
zumal entsprechende Prüfrichtlinien für solche Kindergurte noch 
nicht bestehen. 
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Im Jahre 1971 sind im Auftrag des Bundesministers für Verkehr 
vom Battelle-Institut Untersuchungen über Einrichtungen zur 
Sicherung von Kindern in Kraftfahrzeugen durchgeführt worden. 
Der Forschungsauftrag diente der Bestandsaufnahme und zeigte 
deutlich, daß Regelungen zweckmäßig sind. Das Battelle-Institut 
wurde daher beauftragt, einen Anforderungskatalog für Kinder- 
halteeinrichtungen in Kraftfahrzeugen zu erstellen. Mit dem 
Ergebnis der Untersuchungen ist in den nächsten Monaten zu 
rechnen. Daneben wird bei der UN-Wirtschaftskommission für 
Europa unter aktiver Mitwirkung der Bundesrepublik Deutsch- 
land an einer Regelung über Halteeinrichtungen für Kinder ge- 
arbeitet. Besonders schwierig ist dabei, Prüfkriterien zu finden, 
die nicht nur eine Aussage darüber zulassen, daß eine Halteein- 
richtung den Beanspruchungen standhält, sondern daß sie auch 
der Verträglichkeit des kindlichen Körpers genügt. 

Die Bundesregierung bleibt um eine schnelle Fertigstellung der 
Regelung bemüht. 


71. Abgeordneter Auf Grund eines Berichts der Stiftung Waren- 
Dr.-Ing. Oetting fest in der Zeitschrift „test“, Ausgabe Juli 
(SPD) 1974, über katastrophale Prüfungsergebnisse 

mit Autokindergurten, frage ich die Bundes- 
regierung, bis wann sie Zulassungsvorschriften 
für Kindergurte entsprechend denen für Er- 
wachsene erlassen will? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 19. Juli 1974 

Im Jahr 1971 sind im Auftrag des Bundesministers für Verkehr 
vom Battelle-Institut Untersuchungen über Einrichtungen zur 
Sicherung von Kindern in Kraftfahrzeugen durchgeführt worden. 
Der Forschungsauftrag diente der Bestandsaufnahme und zeigte 
deutlich, daß Regelungen zweckmäßig sind. Das Battelle-Institut 
wurde daher beauftragt, einen Anforderungskatalog für Kinder- 
halteeinrichtungen in Kraftfahrzeugen zu erstellen. Mit dem 
Ergebnis der Untersuchungen ist in den nächsten Monaten zu 
rechnen. 

Daneben wird bei der UN-Wirtschaftskommission für Europa 
unter aktiver Mitwirkung der Bundesrepublik Deutschland an 
einer Regelung über Halteeinrichtungen für Kinder gearbeitet. 
Besonders schwierig ist dabei, Prüfkriterien zu finden, die nicht 
nur eine Aussage darüber zulassen, daß eine Halteeinrichtung 
den Beanspruchungen standhält, sondern daß sie auch der Ver- 
träglichkeit des kindlichen Körpers genügt. 

Die Bundesregierung bleibt um eine schnelle Fertigstellung der 
Regelung bemüht. 


72. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, durch entspre- 
chende Investitionen dafür Sorge zu tragen, 
daß die im Rahmen der Gebietsreform neuge- 
bildeten Großgemeinden in allen Ortsteilen 
dem gleichen Ortsnetz zugeordnet werden, und 
welcher zeitliche und finanzielle Rahmen ist 
hierfür vorgesehen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 10. Juli 1974 

Die Leitungen des Fernsprechnetzes sind fest in der Erde ver- 
legt und auf bestimmte Zentralpunkte — Vermittlungsstellen — 
ausgerichtet. Wollte man das bestehende Kabelnetz allen ver- 
änderten Gebietsgrenzen anpassen, so wären unübersehbare 
Investitionsanstrengungen erforderlich, die sich zwangsläufig 
auch in der Höhe der Fernsprechgebühren niederschlagen müß- 
ten. Selbstverständlich wird beim weiteren Ausbau des öffent- 
lichen Fernsprechnetzes neben den technischen, wirtschaftlichen 
und tariflichen Gesichtspunkten auch die örtliche Entwicklung 
des fernmeldetechnisch zu erschließenden Gebietes berücksich- 
tigt, es kann in seiner Struktur und Gliederung aber nicht belie- 
big verändert werden. 

Mit der am 1. Juli 1971 in Kraft getretenen Fernmeldeordnung ist 
jedoch gleichzeitig die Einführung eines neuen, großraumorien- 
tierten Gesprächstarifs — Nahverkehrstarif — angeordnet wor- 
den. Mit diesem „Nahdienst" werden die Tarifgrenzen von den 
Ortsnetzen gelöst. Die Bereiche, in denen die „Nahgebühr" (z. Z. 
Ortsgebühr) gilt, werden hierdurch von derzeit 70 qkm auf 
künftig ca. 2000 qkm erweitert. Der Nahgebührenbereich wird 
sich auf alle umliegenden bis zu 25 km entfernten Ortsnetze 
erstrecken und damit weitgehend einem möglichen Spannungs- 
feld entgegenwirken, das sich sonst zwischen dem festinstallier- 
ten Kabelnetz und der beweglichen Besiedlungs- und Kommunal- 
entwicklung bilden könnte, denn auf lange Sicht gesehen können 
auch für die Zukunft Gebietsänderungen nicht ausgeschlossen 
werden. Jedes einzelne Ortsnetz ist beim Nahtarif Zentrum eines 
solchen Nahgebührenbereiches, so daß im Durchschnitt von ihm 
aus 30 andere Ortsnetze zur Nahgesprächsgebühr erreicht wer- 
den können. 

Die Umstellung auf den neuen Tarif kann allerdings wegen der 
umfangreichen technischen Vorbereitungen nicht kurzfristig vor- 
genommen werden. Im Hinblick darauf, daß die Gebührenerfas- 
sungseinrichtungen in den Vermittlungsstellen umgestellt, zum 
Teil sogar ganz ausgewechselt werden müssen, daß der zu erwar- 
tende Verkehrszuwachs vor allem in den Nahverkehrsbereichen 
umfangreiche Erweiterungen sowohl des Fernmeldenetzes als 
auch der technischen Einrichtungen in den Vermittlungsstellen 
erforderlich macht und daß für die Unterbringung der zusätzlichen 
Einrichtungen wiederum die räumlichen Voraussetzungen ge- 
schaffen werden müssen, wird die Reihenfolge der Einführung 
des Nahdienstes vor allem von den technischen Gegebenheiten 
in den einzelnen Netzbereichen bestimmt. Für die geschilderten 
Maßnahmen müssen ganz erhebliche Beträge aufgewendet wer- 
den; die Investitionen werden mehrere Milliarden DM betragen. 
Die Bundesregierung wird alles tun, um die Voraussetzungen 
für die Einführung des Nahverkehrsbereichs sobald als möglich 
zu schaffen. 

73. Abgeordneter 
Pieroth 
(CDU/CSU) 


Sind die strengen Tauglichkeitsrichtlinien der 
Deutschen Bundespost für die Ausbildung zum 
Beruf eines Fernmeldehandwerks angesichts 
der geänderten Anforderungen in diesem Be- 
ruf heute noch erforderlich und für solche 
Auszubildende noch zumutbar, die außer all- 
gemein verbreiteten geringfügigen Zivilisa- 
tionskrankheiten alle sonstigen Qualifikations- 
merkmale erfüllen? 
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74. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit mir der Ansicht, 

Pieroth diese Richtlinien in der Weise zu lockern, daß 

(CDU/CSU) sie den allgemeinen gesundheitlichen Anfor- 

derungen entsprechen, die normalerweise von 
einem Arbeitgeber gefordert werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 10. Juli 1974 


Die Tauglichkeitsrichtlinien werden z. Z. von einer Arbeitsgruppe 
des postärztlichen Dienstes überarbeitet. Dabei werden die in- 
zwischen gewonnenen medizinischen Erfahrungen bei der Be- 
schäftigung von nur bedingt tauglichen Bewerbern berücksich- 
tigt werden. 

Ich bin gern bereit, Ihnen das Ergebnis, sobald es vorliegt, zur 
Verfügung zu stellen. 


75. Abgeordneter Was berechtigt zu der Annahme, daß das Ein- 
Krockert Verständnis der Postscheckkunden mit der 

(SPD) Weitergabe ihrer Anschriften für Firmenwer- 

besendungen vorausgesetzt werden kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 19. Juli 1974 


Die Deutsche Bundespost muß die zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
und Verpflichtungen notwendigen Ausgaben aus ihren Einnah- 
men bestreiten. Zuschüsse aus der Bundeskasse werden nicht 
geleistet. Die Deutsche Bundespost trifft alle geeigneten Maß- 
nahmen, um dem gesetzlichen Auftrag zum Haushaltsausgleich 
zu entsprechen. 

Eine Möglichkeit hierzu bietet sich über das Adressengeschäft. 
Im Rahmen der Wirtschaftswerbung verkauft die Deutsche Bun- 
despost durch Vermittlung der Deutschen Postreklame GmbH der 
WArbung treibenden Wirtschaft u. a. die Anschriften der Post- 
scheckteilnehmer. Die Adressen sind den zur allgemeinen Kennt- 
nisnahme veröffentlichten Postscheckteilnehmerverzeichnissen 
entnommen. Jedermann kann sie erwerben und auswerten, ohne 
daß es einer besonderen Einverständniserklärung des betroffe- 
nen Personenkreises bedarf. 

Auch betriebliche Belange haben die Deutsche Bundespost zum 
Verkauf von Anschriften bewogen: Die Werbung treibende Wirt- 
schaft benötigt zum Zwecke der Direktwerbung Anschriftenma- 
terial. Sie greift dabei zum großen Teil auf die von der Privat- 
wirtschaft verkauften ■ — leider nicht immer aktuellen — Adres- 
sen zurück. Von den in diesem Geschäft jährlich anfallenden 
3,7 Milliarden Sendungen sind nur zwischen 80 und 90 Millionen 
mit Anschriften versehen, die von der Deutschen Postreklame 
GmbH geliefert wurden. Die Deutsche Bundespost ist aber an 
einer Steigerung dieses Marktanteils stark interessiert, denn ihr 
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Anschriftenmaterial ist stets aktuell und seine Verwendung führt 
zu einer wesentlich geringeren Quote unzustellbarer Sendungen 
als dies bei Nutzung von Anschriften privater Adressenverlage 
der Fall ist. Dies wiederum vermindert den betrieblichen Arbeits- 
aufwand. 

Ich habe aber angeordnet, daß etwaigen Wünschen von Post- 
kunden, den Verkauf oder die sonstige Weitergabe ihrer An- 
schriften zu unterlassen, entsprochen wird. Die Verwertung die- 
ser allgemein zugänglichen Anschriften durch private Adressen- 
verlage bleibt freilich auch dann weiterhin möglich. 


76. Abgeordneter Welche sonstigen Daten von Postkunden wer- 
Krockert den für zweckfremde private Anforderungen 

(SPD) zur Verfügung gestellt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 19. Juli 1974 


Die Deutsche Bundespost verkauft über die Deutsche Postreklame 
GmbH lediglich Anschriften (der Postscheck-, Fernsprech- und 
Rundfunkteilnehmer sowie der Abonnenten der Versandstellen 
für Sammlermarken und der Bezieher des sogenannten „Post- 
briefs“, eines Ratgebers in Postangelegenheiten). Sonstige Daten 
von Postkunden werden nicht weitergegeben. 


77. Abgeordneter 
Carstens 
(Emstek) 
(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die Kosten für die seit Mitte 
Juni 1974 laufende Public-Relations- Aktion, 
die die Deutsche Bundespost in der Öffent- 
lichkeit als ein modernes, leistungsfähiges 
und kundenorientiertes Dienstleistungsunter- 
nehmen profilieren soll? 


78. Abgeordneter 

Carstens 

(Emstek) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß diese 
Aktion in einer Zeit, in der die Deutsche Bun- 
despost einerseits kontinuierlich bislang er- 
brachte Dienstleistungen einschränkt und 
gleichzeitig die Gebühren erhöht und anderer- 
seits eine sparsame Haushaltsführung Vor- 
rang haben sollte, angebracht ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 18. Juli 1974 


1. Die Kosten für die seit Mitte Juni 1974 laufende Profilierungs- 
kampagne betragen 5 066 236 DM. Davon entfallen 3 445 660 
DM auf neun Illustriertenanzeigen, 337 361 DM auf drei 
Rundfunkspots und 1 283 215 DM auf Fernsehspots. 
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2. Die Public-Relations-Maßnahmen werden für angebracht ge- 
halten. Ziel der Profilierungskampagne ist es nicht nur, die 
Deutsche Bundespost in der Öffentlichkeit als ein modernes 
Dienstleistungsunternehmen darzustellen, sondern auch die 
Postkunden über die richtige und zweckmäßige Nutzung der 
Einrichtungen des Post- und Fernmeldewesens zu beraten 
und für die Inanspruchnahme der von der Deutschen Bundes- 
post angebotenen Dienstleistungen zu werben. 

Die Anzeigen, Rundfunk- und Fernsehspots „Mondschein- 
tarif" und „Wochenendtarif" z. B. sollen bewirken, daß in den 
sogenannten ruhigen Zeiten mehr telefoniert, das Fernmelde- 
netz also besser ausgenutzt wird. Mit diesen Mehreinnahmen 
will die Deutsche Bundespost das Fernsprechnetz erweitern 
und der technischen Entwicklung anpassen sowie die Einrich- 
tung neuer Telefone beschleunigen. Das Anzeigen- und Spot- 
Motiv „Sozialtarif" stellt die günstigen Konditionen für 
finanziell schwachgestellte Mitbürger heraus. Für diesen 
Personenkreis werden bei Vorliegen bestimmter Vorausset- 
zungen die Grundgebühren, die Gebühren für die Einrichtung 
neuer und die Übernahme bestehender Fernsprechanschlüsse 
nicht erhöht. 

Gerade zu Zeiten, in denen die Deutsche Bundespost wegen 
ihrer notwendigen Gebührenerhöhung im Mittelpunkt der 
öffentlichen Kritik steht, kommt es darauf an, auf dem 
Meinungsmarkt verlorene Anteile zurückzugewinnen, und 
zwar durch die Einbringung der positiven Aspekte der Ge- 
bührenanpassung in die öffentliche Diskussion. Es soll damit 
der tendenziösen Unterstellung entgegengewirkt werden, daß 
„bislang erbrachte Dienstleistungen kontinuierlich einge- 
schränkt" würden. 

Die im Haushaltsplan der Deutschen Bundespost ausgewiese- 
nen Mittel für die Öffentlichkeitsarbeit und Werbung gehören 
zu den sächlichen Aufwendungen für die Unternehmensfüh- 
rung. Die Annahme, daß ein Unternehmen in einer konjunk- 
turellen Abschwungphase oder defizitären Situation zualler- 
erst den Etat für Werbung und Öffentlichkeitsarbeit kürzen 
oder ganz streichen sollte, ist von Marketing-Fachleuten 
längst widerlegt. In einer wirtschaftlichen Flaute muß das 
Unternehmensziel darauf gerichtet sein, den Marktanteil zu 
halten. Ein Mittel dazu sind verstärkte Werbung und Public 
Relations. Dieses Gesetz des Marktes gilt in gleicher Weise 
für die Deutsche Bundespost. Wenn man von der Deutschen 
Bundespost fordert, wie ein modernes Großunternehmen zu 
wirtschaften, dann muß man ihr auch zugestehen, sich der 
zeitgemäßen Methoden der Vertrauenswerbung zu bedienen. 

In der Diskussion um das richtige Maß an Öffentlichkeitsar- 
beit wird oft außer acht gelassen, daß Werbung und Public 
Relations nicht allein dazu dienen, die Kaufbereitschaft zu 
fördern oder — bezogen auf die Deutsche Bundespost — die 
Inanspruchnahme ihrer Dienste positiv zu beeinflussen. Wer- 
bung und Public Relations werden heute vielmehr als Mittel 
der umfassenden Kommunikation mit dem Kunden verstan- 
den, insbesondere zur Formung des Bildes, das sich die 
Öffentlichkeit von einem Unternehmen macht. Da sich das 
Image aber nur durch kontinuierliche Anstrengungen über 
längere Zeit hinweg verbessern läßt, verträgt Öffentlich- 
keitsarbeit keine Unterbrechung. 
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79. Abgeordneter 
Dr. Narjes 
(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
die Deutsche Bundespost auch nach der be- 
achtlichen Erhöhung ihrer Post- und Telefon- 
gebühren zum 1. Juli 1974 ihre neuen Gebüh- 
renverzeichnisse entgegen den Gepflogenhei- 
ten der Wirtschaft nur gegen einen Preis von 
0,20 DM anbietet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 18. Juli 1974 

Die Deutsche Bundespost erhebt für die Abgabe des Postgebüh- 
renheftes — einer vollständigen Zusammenfassung aller Post- 
und Fernmeldegebühren — seit dem Jahre 1954 unverändert eine 
Schutzgebühr von 0,20 DM. Bei kostenloser Abgabe müßte die 
Auflage mindestens der Zahl der Haushalte entsprechen. Die 
Herstellung der dafür notwendigen 24 Millionen Stück würde 
4,2 Millionen DM kosten. Der Bedarf, der sich aus späteren 
Nachforderungen ergibt, wäre damit noch nicht gedeckt. Dieser 
Aufwand ist nach meiner Überzeugung nicht gerechtfertigt, weil 
sich nur ein Bruchteil der Postkunden für sämtliche Post- und 
Fernmeldegebühren interessiert. Die weit überwiegende Zahl 
der Bürger legt allein Wert darauf, übersichtliche Informationen 
über die wichtigsten Gebühren des Post- und Fernmeldewesen^ 
zu erhalten. Deshalb hat die Deutsche Bundespost — außer den 
selbstverständlichen Informationsmaßnahmen über die Presse, 
das Amtsblatt und die Aushänge in allen Postämtern — in dem 
auf das Inkrafttreten der Gebührenanpassungen voraufgegange- 
nen Monat Juni ein entsprechendes Faltblatt kostenlos an alle 
24 Millionen Haushalte verteilt. Dieses Faltblatt deckt das Infor- 
mationsbedürfnis der meisten Postkunden voll ab. Die Herstel- 
lungskosten der Gesamtauflage betrugen zudem nur 480 000 DM. 
Sie werden mir sicher darin zustimmen, daß diese Aktion nicht 
nur ausreichend kundenorientiert, sondern auch wirtschaftlich 
sinnvoll angelegt war. 

Sofern in der freien Wirtschaft Preisverzeichnisse tatsächlich 
kostenlos abgegeben werden — dies ist übrigens durchaus nicht 
bei allen Katalogen, Prospekten usw. der Fall — bezahlt der 
Kunde diese Verzeichnisse über den Preis der Ware. Da die 
Deutsche Bundespost aber bekanntlich ihre Leistungen insgesamt 
nicht kostendeckend anbietet, rechtfertigt sich die Erhebung der 
Schutzgebühr für ihre Gebührenübersicht auch aus diesem 
Grunde. 


80. Abgeordneter Ist diese Praxis möglicherweise auf die Mono- 
Dr. Narjes polstellung der Deutschen Bundespost zurück- 

(CDU/CSU) zuführen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 18. Juli 1974 

Die dargelegte Verfahrensweise hat nach alledem mit der Mono- 
polstellung der Deutschen Bundespost in einigen ihrer Dienst- 
leistungsbereiche nichts zu tun, sondern ist Ausdruck verant- 
wortungsbewußten wirtschaftlichen Handelns. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


81. Abgeordneter Wie begründet die Bundesregierung die lange 

Milz Dauer für die Konstituierung der deutsch- 

(CDU/CSU) belgischen Raumordnungskommission, nach- 

dem für die Zusammenarbeit für das Gebiet 
der Raumordnung im deutsch-belgischen 
Grenzgebiet die Regierungen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und des Königreichs Belgien 
bereits am 3. Februar 1971 ein Abkommen 
über die Bildung einer deutsch-belgischen 
Raumordnungskommission abgeschlossen ha- 
ben, jedoch erst zu Beginn dieses Jahres die 
Erarbeitung grenzüberschreitender Zielvorstel- 
lungen von der Raumordnungskommission be- 
schlossen worden ist, und hält die Bundes- 
regierung diese lange Anlaufzeit von drei 
Jahren für angemessen zur Lösung von Raum- 
ordnungsproblemen im deutsch-belgischen 
Grenzgebiet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 16. Juli 1974 

Das Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung des Königreiches Belgien über 
die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Raumordnung ist, wie 
von Ihnen erwähnt, am 3. Februar 1971 in Gemünd abgeschlos- 
sen worden. Die deutsch-belgische Raumordnungskommission 
wurde bereits im folgenden Monat, am 22. März 1971 in Lüttich, 
konstituiert. Im Hinblick auf die umfangreichen organisatori- 
schen und sonstigen Vorbereitungsarbeiten (z. B. einer Ge- 
schäftsordnung für die Kommission), die vor der Konstituierung 
von zwischenstaatlichen Kommissionen bewältigt werden müs- 
sen, kann meines Erachtens der Zeitraum von 6V2 Wochen nicht 
als von langer Dauer bezeichnet werden. 

Die deutsch-belgische Raumordnungskommission hat inzwischen 
siebenmal getagt. Gegenstand ihrer Beratungen waren insbe- 
sondere: 

- — Abgrenzung des geographischen Zuständigkeitsbereiches 
(grenzüberschreitender Planungsraum) der deutsch-belgischen 
Raumordnungskommission, 

— laufender allgemeiner Informations- und Erfahrungsaustausch 
über den Stand raumordnerischer und landesplanerischer 
Aktivitäten (z. B. Gesetzgebung, Programme und Pläne der 
Raumordnung und Landesplanung, Raumordnungsberichte). 
In diesem Zusammenhang werden auch Fragen der Raumord- 
nung im europäischen und internationalen Bereich behandelt, 

— Erfahrungsaustausch über Arbeitsmittel und Arbeitsmetho- 
den; Harmonisierung von Kartographie, Statistiken und Ter- 
minologie, 

— Erstellung einer Legende für gemeinsames Kartenmaterial, 
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— Bestandsaufnahme grenzüberschreitender Verflechtungen, 

— Mitwirkung bei der Erstellung des Landschafts- und Entwick- 
lungsplans für den deutsch-belgischen Naturpark (Federfüh- 
rung bei der beratenden Naturparkkommission), 

— Koordinierung von in der Ausarbeitung befindlichen Pro- 
grammen und Plänen der Raumordnung in beiden Staaten, 

— Koordinierung von raumbedeutsamen Einzelplanungen und 
Maßnahmen (z. B. grenzüberschreitende Verkehrsplanungen, 
Autobahntrassierung Lüttich — Frankfurt, A80). 


Darüberhinaus ist in der letzten Sitzung der Kommission vom 
15. Januar 1974 die Einsetzung einer Arbeitsgruppe beschlossen 
worden, die sich mit einer Raumbestandsaufnahme, der Stufung 
der Hierarchie der zentralen Orte und darauf aufbauend mit der 
Erarbeitung von Zielvorstellungen, einer Raumordnungskonzep- 
tion des gemeinsamen Grenzraumes befassen soll. Dieser Be- 
schluß war gefaßt worden, weil in den vorangegangenen Bera- 
tungen die Notwendigkeit umfassender Zielvorstellungen für den 
beiderseitigen Grenzraum auf der Grundlage einer Raumbe- 
standsaufnahme immer deutlicher geworden war und nachdem 
in der deutsch-niederländischen Raumordnungskommission für 
den deutsch-niederländischen Grenzraum bereits ermutigende 
Teilergebnisse vorliegen. 


Im Hinblick auf die in verschiedener Hinsicht immer noch neu- 
artigen und zum Teil schwierigen Probleme und Aufgaben, die 
sich bei der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit der Bundes- 
republik Deutschland mit ihren Nachbarstaaten auf dem Gebiet 
der Raumordnung stellen, bin ich der Ansicht, daß auch hinsicht- 
lich der bisher von der deutsch-belgischen Raumordnungskom- 
mission in Angriff genommen bzw. bereits durchgeführten Ar- 
beiten nicht von einer unangemessen langen Anlaufzeit gespro- 
chen werden kann. 


82. Abgeordneter Welche Sprachregelung im Bundesministerium 
Milz für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

(CDU/CSU) gilt hinsichtlich der Terminierung der ersten 

Arbeitsergebnisse der deutsch-belgischen 
Raumordnungskommission, die Antwort des 
Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bun- 
desminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau auf die Frage A 73 (Drucksache 
7/2197), wonach ein Termin für den Abschluß 
dieser Arbeiten sich zur Zeit noch nicht nennen 
läßt oder das Antwortschreiben des Bundes- 
ministers für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau (Az.: R 9 - 179 534-1/II vom 24. Mai 
1974), wonach schon erste Ergebnisse der Ar- 
beiten zur räumlichen Entwicklung des deutsch- 
belgischen Grenzraums im Laufe des nächsten 
Jahrs verfügbar seien? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 16. Juli 1974 

Zwischen den Antwortschreiben meines Hauses vom 24. Mai 1974 
und vom 12. Juni 1974 sehe ich keinen Widerspruch. Im einen 
Fall bezieht sich die von Ihnen zitierte Zeitangabe auf die Erar- 
beitung von Zielvorstellungen, im anderen auf die Bestandsauf- 
nahme für den gemeinsamen deutsch-belgischen Planungsraum. 
Eine abgeschlossene Bestandsaufnahme ist Voraussetzung für die 
Erarbeitung gemeinsamer Zielvorstellungen. Hierauf hat mein 
Haus in beiden Antworten hingewiesen. 


83. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Welche Bundesmittel gemäß Städtebauförde- 
rungsgesetz wurden bisher für die Landkreise 
Dillkreis und Wetzlar aufgewandt, und welche 
Beträge werden voraussichtlich für welche 
Projekte in den kommenden Jahren bereitge- 
stellt werden? 


Antwort des Bundesministers Ravens 
vom 8. Juli 1974 


Im Rahmen des Bundesprogramms nach § 72 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes vom 27. Juli 1971 (StBauFG) werden mit Finanz- 
hilfen des Bundes in den Landkreisen Dillkreis und Wetzlar 
Sanierungsmaßnahmen in den Städten Dillenburg, Herborn und 
W'etzlar gefördert. Dem Land Hessen wurden bisher zur Bewilli- 
gung an die Gemeinden zugeteilt für 


Dillenburg (Dillkreis) 
Herborn (Dillkreis) 
Wetzlar 


1971 bis 1974 
1973 bis 1974 
1971 bis 1974 


576 000 DM 
800 000 DM 
2 463 000 DM 


insgesamt: 


3 839 000 DM 


Diese Beträge entsprechen einem Drittel der jeweils förderungs- 
fähigen Kosten. 

Das Bundesprogramm gern. § 72 StBauFG wird jeweils für den 
Zeitraum der mehrjährigen Finanzplanung aufgestellt und jähr- 
lich der Entwicklung angepaßt und fortgeführt. Im Bundespro- 
gramm 1974 bis 1977 sind derzeit für die genannten Städte vor- 
behaltlich der in diesem Herbst anstehenden Fortschreibung des 
Bundesprogramms für die Jahre 1975 bis 1977 unverbindlich fol- 
gende Bundesfinanzhilfen vorgesehen: 

Dillenburg jährlich 150 000 DM 
Herborn jährlich 600 000 DM 
Wetzlar jährlich 750 000 DM 

Die Fortschreibung des Bundesprogramms wird auf der Grund- 
lage der Länderprogramme (§ 72 Abs. 2 StBauFG) unter Berück- 
sichtigung des Vorbereitungs- und Durchführungsstands der 
einzelnen Maßnahmen nach Beratung mit den Länderfachressorts 
geschehen. 

Der im Lande Hessen für die Durchführung des StBauFG zustän- 
digen Minister des Innern hat mit Erlaß vom 1. April 1974 
(StAnz. f. d. Ld Hessen Nr. 15, S. 735) für die Fortschreibung des 
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Programms 1975 bis 1978 ausgeführt: „Der hohe Mittelbedarf für 
die bereits im Förderungsprogramm befindlichen Maßnahmen 
läßt die Neuaufnahme von Sanierungsmaßnahmen zur Zeit nicht 
zu. Es werden daher nur die in Anlage 1 aufgeführten Städte und 
Gemeinden gebeten, Anträge zur Fortführung der Maßnahmen 
zu stellen. Dies bedeutet jedoch nicht, daß auch alle Maßnahmen 
in das Bundes- oder Landesprogramm 1975 aufgenommen werden 
können." 


84. Abgeordneter 

Möller 

(Lübeck) 

(CDU/CSU) 


Wann gedenkt die Bundesregierung, ihre end- 
gültige Entscheidung über die Errichtung eines 
Bundesamts für Bauforschung zu treffen? 


Antwort des Bundesministers Ravens 
vom 12. Juli 1974 

Die veränderte Haushaltslage veranlaßt die Bundesregierung er- 
neut zu prüfen, wie die Aufgaben der Bauforschung optimal er- 
füllt werden können. Dabei bleibt sie bemüht, die institutionellen 
Erfordernisse und die Standortfrage schnellstmöglich zu klären. 
Die große Zahl der Städte, die sich beworben haben, die Abwä- 
gung von Kostenalternativen sowie das Bemühen, Doppelfor- 
schungen von vorneherein zu vermeiden, machen jedoch eine 
sorgfältige Prüfung erforderlich. 


85. Abgeordneter 

Möller 

(Lübeck) 

(CDU/CSU) 


Wieviel Städte haben sich bisher als Standort 
für dieses Amt bei der Bundesregierung be- 
worben, und nach welchen Kriterien wird die 
Bundesregierung die Standortsentscheidung 
fällen? 


Antwort des Bundesministers Ravens 
vom 12. Juli 1974 

Der Bundesregierung liegen insgesamt Bewerbungen von 1 1 Städ- 
ten vor. Die endgültige Auswahl wird nach fachlichen Gesichts- 
punkten zu treffen sein. 


86. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß im Bundesministerium für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau zwi- 
schen der Leitung des Hauses und dem Perso- 
nalrat eine Vereinbarung dahin gehend ge- 
schlossen wurde, daß zukünftig bei der Be- 
setzung neuer respektive freiwerdender Per- 
sonalstellen auf die übliche Ausschreibung 
verzichtet werden soll, und wenn ja, wie be- 
gründet die Bundesregierung dieses eigen- 
artige Vorgehen, und wie läßt sich dieses 
Verfahren mit dem Grundsatz des gleichen 
Zugangs zu Personalstellen bei entsprechen- 
den Fachkenntnissen und Fähigkeiten verein- 
baren? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 16. Juli 1974 


Die Ausschreibung freier Planstellen bestimmt sich nach § 8 
Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes (BBG). Durch den gemäß § 8 
Abs. 2 Satz 2 BBG gefaßten Beschluß Nr. 205/57 des Bundesper- 
sonalausschusses vom 2. April 1957 (GNB1. S. 123) ist das Erfor- 
dernis von Stellenausschreibungen für den Bereich oberster 
Bundesbehörden erheblich eingeschränkt worden. Für Angestell- 
tenstellen besteht ohnehin keine Ausschreibungspflicht. 


87. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Bundesminister Ravens am 
2. Juli 1974 auf der Personalversammlung des 
Bundesministeriums für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau die in der obigen Frage 
angesprochene Vereinbarung u. a. damit be- 
gründet hat, man wolle mit öffentlichen Aus- 
schreibungen nicht die Anzeigenteile der 
Presse auffüllen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 16. Juli 1974 


Darüber hinausgehend hat jedoch der Bundesminister für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau die Personalabteilung seines 
Hauses angewiesen, freie Dienstposten — Planstellen und Stel- 
len — grundsätzlich auszuschreiben und zwar hausintern und im 
Geschäftsbereich, sowie öffentlich, es sei denn, daß bereits geeig- 
nete Bewerbungen vorliegen. Herr Bundesminister Ravens hat 
dies in der Personalversammlung des Bundesministeriums für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau am 2. Juli 1974 darge- 
stellt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


88. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der 
Amling letzten Zeit sich die Fälle mehren, in denen 

(SPD) die Behörden der DDR bei den im Grundlagen- 

vertrag als Grundvoraussetzungen für Ver- 
wandtenbesuche von DDR-Bürgern in der Bun- 
desrepublik Deutschland vorgesehenen drin- 
genden Familienangelegenheiten, z. B. schwere 
Erkrankungen bzw. Tod nächster Angehöriger, 
trotz Vorlegung der amtsärztlichen Atteste 
bzw. amtlich beglaubigter Unterlagen keine 
Ausreisegenehmigungen erteilen? 
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89. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung dieses, dem 
Amling Wortlaut und vor allem aber dem Geist des 

(SPD) Grundvertrags widersprechende Verhalten 

der DDR-Behörden, und was gedenkt die Bun- 
desregierung gegen diese Praxis zu unter- 
nehmen? 


Antwort des Bundesministers Franke 
vom 3. Juli 1974 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß örtliche DDR-Behörden in 
wiederholten Fällen Anträge von DDR-Bewohnern auf Geneh- 
migungen von Reisen zu ihren Angehörigen in das Bundesge- 
biet anläßlich dringender Familienangelegenheiten ablehnten, ob- 
wohl die Voraussetzungen erfüllt waren, die in der DDR-Anord- 
nung über Regelungen im Reiseverkehr von Bürgern der DDR 
vom 17. Oktober 1972 in der Fassung vom 14. Juni 1973 genannt 
sind. Die Rechtsgrundlage für die Entscheidungen der DDR-Be- 
hörden ergibt sich aus § 1 der zitierten Anordnung, wonach die 
Reise unter bestimmten Voraussetzungen genehmigt werden 
kann, d. h. ein Rechtsanspruch auf Erteilung der Genehmigung 
besteht nicht. Als tatsächlicher Grund müssen bestimmte Funk- 
tionen der Betroffenen oder andere Sicherheitserwägungen ange- 
nommen werden. 

Die Bundesregierung hat diese Praxis nachdrücklich kritisiert; 
die Bundesregierung wird sich auch in Zukunft um eine Ver- 
besserung bemühen. Daß dies auch in der Vergangenheit nicht 
erfolglos blieb, zeigen die steigenden Reisezahlen der beiden 
letzten Jahre. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


90. Abgeordneter 

Dr. Zeitei 
(CDU/CSU) 


Ist das Bundesministerium für Forschung und 
Technologie bereit, im Rahmen seines For- 
schungsprogramms „Kommunale Technolo- 
gien" oder der allgemeinen Gutachtenvergabe 
im Bereich „Technologische Forschung und 
Entwicklung" eine Studie zu fördern, die die 
positiven und negativen Auswirkungen der 
geplanten Schnellbahn der Deutschen Bundes- 
bahn von Mannheim nach Stuttgart untersucht, 
insbesondere im Hinblick auf die Auswirkun- 
gen auf den Ballungsraum Rhein-Neckar und 
insbesondere die Stadt Mannheim, um anhand 
dieses konkreten Beispiels eine sogenannte 
Technologie-Folgen- Abschätzung durchzufüh- 
ren? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haufi 
vom 12. Juli 1974 

Das Bundesministerium für Forschung und Technologie verfährt 
bei den von ihm betreuten und geförderten Projekten im allge- 
meinen in der Weise, daß den eigentlichen Forschungs- und Ent- 
wicklungsarbeiten Untersuchungen bzw. gutachtliche Stellung- 
nahmen über wissenschaftlich-technische, wirtschaftliche, umwelt- 
relevante und sozialwissenschaftliche Probleme vorausgehen und 
während der Laufzeit begleitend fortgeschrieben werden. Damit 
sollen Voraussetzungen und Folgen einer technologischen Ent- 
wicklung rechtzeitig aufgedeckt werden. 

Für die neuartigen Hochleistungsschnellbahn-Entwicklungen wer- 
den nach der anfänglichen, im Auftrag des Bundesministers für 
Verkehr durchgeführten, breiten systemanalytischen Grundsatz- 
studie laufend vertiefende Untersuchungen der oben genannten 
Art parallel zu den technischen Arbeiten vom Bundesministe- 
rium für Forschung und Technologie gefördert. 

Eine Studie über die Auswirkungen der von der Deutschen Bun- 
desbahn geplanten Schnellfahrstrecke im Raum Mannheim — 
Stuttgart zu vergeben, sehe ich mich außerstande. Im Raumord- 
nungsverfahren für ein derartiges Projekt werden auch die von 
Ihnen erwähnten Gesichtspunkte, gegebenenfalls durch Sonder- 
gutachten, behandelt und offengelegt. 


91. Abgeordnete 

Frau Dr. Walz 
(CDU/CSU) 


Nachdem der Auftrag für das Europäische 
Weltraumlabor „Spacelab" an Erno vergeben 
wurde und die Bundesregierung angedeutet 
hat, daß mit Programmen für moderne Ver- 
kehrstechniken und kommunale Technologien 
für MBB ein gewisser Beschäftigungsausgleich 
gesichert werden könne, frage ich die Bundes- 
regierung, an welche Möglichkeiten sie dabei 
konkret denkt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hauff 
vom 12. Juli 1974 

Die Firma Messerschmitt-Bölkow-Blohm GmbH (MBB) ist an den 
von der Bundesregierung geförderten Forschungs- und Entwick- 
lungsarbeiten für moderne Verkehrstechniken seit Beginn maß- 
geblich beteiligt. Ebenso ist MBB bei den Voruntersuchungen für 
das im Bundesministerium für Forschung und Technologie noch 
in der Konzeptionsphase befindlichen Programm „Kommunale 
Technologien" und an ersten vorlaufenden Projekten hierzu 
bereits eingeschaltet. 

Die insgesamt erheblichen Zuwendungen bzw. Aufträge des 
Bundes in diesen wie auch in anderen Bereichen der technolo- 
gischen Forschung und Entwicklung kommen dem eigenen Bestre- 
ben des Unternehmens nach Diversifikation entgegen. Sie sind 
jedoch nicht geeignet, nunmehr überschüssige Personalkapazi- 
täten aus dem Bereich der Weltraumforschung und -technik in 
großem Umfange aufzunehmen. Es werden bei MBB weiterhin 
erhebliche Weltraum- Aktivitäten durch den Bund gefördert, so 
daß in gewissem Maße auch ein interner Personalausgleich für 
die betroffenen Spacelab-Mitarbeiter möglich sein dürfte. 
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Sofern in den Bereichen Verkehrstechnologien und Kommunale 
Technologien verstärkte Arbeiten bei den bereits laufenden 
Aktivitäten oder neue Projekte mit Förderung durch das Bundes- 
ministerium für Forschung und Technologie durchgeführt werden, 
wird MBB Gelegenheit haben, Vorschläge und Förderungsan- 
träge vorzulegen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


92. Abgeordnete Trifft es zu, daß die Bundesregierung, ver- 

Frau Dr. Walz treten durch die beiden Bundesminister für 

(CDU/CSU) Wissenschaft und Bildung sowie Forschung 

und Technologie, den Wettbewerb „Jugend 
forscht" erstmals unterstützt, in welcher Form 
wird die Unterstützung gewährt, und gibt es 
ähnliche wissenschaftliche Wettbewerbe auf 
europäischer Ebene? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 11. Juli 1974 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat bereits im 
Vorjahr aus einem 1973 eigens dafür eingerichteten Titel (Kap. 
31 03, Tit. 685 40) die wissenschaftlichen Leistungswettbewerbe 
unterstützt und damit die Bedeutung für Schule und Nachwuchs- 
förderung unterstrichen. Den 70 Schulen, die in der ersten Runde 
des Wettbewerbs „Jugend forscht" und des „Bundeswettbewerbs 
Mathematik" mehr als einen Sieger gestellt haben, wurden 
Geldpreise in Höhe von je 500 DM zur Verfügung gestellt. 
Damit sollten kleinere Anschaffungen (Bücher und Geräte) er- 
leichtert werden. Die Preise waren als Anreize für die Schulen 
gedacht, von deren Anregungen wiederum die Teilnehmerzahlen 
der Wettbewerbe abhängig sind. Außerdem wurden Sonder- 
preise an Doppelsieger vergeben. 

In diesem Jahr werden die Maßnahmen wiederholt und durch 
ein gemeinsames Seminar für alle Sieger erweitert. Außerdem 
werden erstmals die deutschen Teilnehmer und Schulen des 
einzigen wissenschaftlichen Wettbewerbs, den es unseres Wis- 
sens auf europäischer Ebene gibt — das European Philips Con- 
test — , in dieses System flankierender Maßnahmen einbezogen. 

Darüber hinaus wird zur Zeit von den Bundesministern für For- 
schung und Technologie und für Bildung und Wissenschaft die 
Möglichkeit geprüft, den Wettbewerb „Jugend forscht" ab 1975 
weitergehend zu fördern. 

93. Abgeordnete Nachdem die Bundesregierung die Notwendig- 

Frau Dr. Walz keit eingesehen hat, den naturwissenschaftli- 
(CDU/CSU) chen Forsche mach wuchs zu fördern, ist sie 

dann auch bereit, sich darum zu bemühen, 
Landes- und Bundessiegern dieses Wettbe- 
werbs ggf. einen Bonus bei der Bewerbung 
für Studienfächer, für die es einen numerus 
clausus gibt, einzuräumen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 11. Juli 1974 

Das gegenwärtig geltende Zulassungsverfahren beruht auf dem 
Staatsvertrag der Länder und wird von den Ländern durchge- 
führt. Es stellt nur auf die Durchschnittsnote des Abiturs und die 
Wartezeit ab und läßt für eine bevorzugte Vergabe von Studien- 
plätzen an Sieger des Wettbewerbs „Jugend forscht" keinen 
Raum. Das von der Bundesregierung im Entwurf eines Hochschul- 
rahmengesetzes vorgesehene Zugangsverfahren würde dagegen 
ermöglichen, daß besondere außerschulische Leistungen, z. B. von 
Wettbewerbssiegern, bei der Studienplatzvergabe berücksichtigt 
werden können. 

94. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung in Ergänzung ihrer 

Krockert Antwort vom 7. November 1973 an den Abge- 

(SPD) ordneten Stahl (Kempen) auch die Notwendig- 

keit des Einsatzes von Diplompädagogen im 
außerschulischen Bereich, zumal der Studien- 
gang für Diplompädagogen 1969 eingerichtet 
wurde, um insbesondere dem Bedarf an wis- 
senschaftlich ausgebildeten Pädagogen im 
außerschulischen Bereich gerecht zu werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 16. Juli 1974 

In dem von einem vergleichsweise hohen Anteil ehrenamtlicher 
Mitarbeiter gekennzeichneten Feld der außerschulischen Jugend- 
bildung sind als hauptberuflich pädagogische Mitarbeiter insbe- 
sondere Sozialarbeiter, Sozialpädagogen sowie wissenschaftlich 
ausgebildete Jugendbildungsreferenten tätig. Uber Anstellung 
und Verwendung dieser hauptamtlichen Mitarbeiter entscheiden 
die öffentlichen und freien Träger der außerschulischen Jugend- 
bildung (z. B. Jugendämter, Jugendverbände und Jugendbil- 
dungsstätten) in eigener Zuständigkeit und Verantwortung. Nach 
ihren Aufgaben, Strukturen und didaktisch-methodischen Merk- 
malen erweist sich die außerschulische Jugendbildung als ein 
Bildungsbereich der neben sozialpädagogisch qualifizierten Mit- 
arbeitern der Jugendhilfe auch Diplompädagogen ein geeignetes 
Tätigkeitsfeld bieten dürfte, dessen Aufnahmefähigkeit aller- 
dings begrenzt ist. 

95. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für möglich, 

Krockert Diplompädagogen in die Verordnung über die 

(SPD) Beamten in Laufbahnen besonderer Fachrich- 

tungen aufzunehmen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 16. Juli 1974 

Die Regelungen der Verordnung über die Beamten in Laufbahnen 
besonderer Fachrichtungen werden jeweils ergänzt, wenn ein tat- 
sächlicher Bedarf an Beamten einer besonderen Fachrichtung er- 
kennbar ist. Entsprechende Hinweise liegen für eine Verwendung 
von Diplompädagogen in der Bundesverwaltung nicht vor. 

Soweit in der Bundesverwaltung Pädagogen eingesetzt sind, ist 
den Funktionen nach auf besondere lehrfachliche oder verwal- 
tungsfachliche Voraussetzungen, in der Regel auch auf praktische 
lehrberufliche Erfahrungen, Wert gelegt worden. 
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96. Abgeordneter 

Dr. Todenhöfer 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
sie ihre Entwicklungspolitik gegenüber Indien 
einer Revision unterziehen müsse, falls die 
friedliche Nutzung der Atomenergie durch 
Indien nicht sichtbar bleibt? 


Antwort des Bundesministers Dr. Eppler 
vom 3. Juli 1974 

Die Bundesregierung hat keinen Anlaß, an den von indischer 
Seite gegebenen Erklärungen einer ausschließlich friedlichen 
Nutzung der Atomenergie zu zweifeln. Sollte die indische Regie- 
rung ihre erklärte Politik ändern, so würde die Bundesregierung 
in der Europäischen Gemeinschaft und in den einschlägigen inter- 
nationalen Gremien die neue Lage beraten und sich um eine 
gemeinsame Haltung mit ihren Partnern bemühen. 


97. Abgeordneter 

Picard 


(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung nach einem ersten 
Kredit an Jugoslawien in Höhe von 300 Mil- 
lionen DM die restlichen 700 Millionen DM 
des 1 Milliarde DM umfassenden Gesamtkre- 
dits in einer Weise gezahlt, daß die von der 
Regierung gegenüber Parlament und Öffent- 
lichkeit mehrmals behauptete Projektbindung 
entfällt, da es praktisch keine Projektkontrolle 
gibt? 


Antwort des Bundesministers Dr. EppJer 
vom 8. Juli 1974 

Die Fragestellung setzt eine Zusage der Bundesregierung über 
einen Gesamtkredit von 1 Milliarde DM für Jugoslawien voraus. 
Eine solche Zusage hat es nicht gegeben. 

Es handelt sich um zwei — - auch nach Form, Inhalt und Kondi- 
tionen — unabhängig voneinander verhandelte Kapitalvereinba- 
rungen. 

Da das Abkommen über den Kapitalhilfekredit von 700 Millio- 
nen DM paraphiert, aber noch nicht unterzeichnet wurde und 
dementsprechend auch — wie üblich — der Abschluß eines Dar- 
lehensvertrages zwischen der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
und der jugoslawischen Nationalbank noch nicht erfolgen konnte, 
wurden bisher keine Auszahlungen vorgenommen. 

In dem am 20. Juni 1974 paraphierten Kapitalhilfeabkommen wird 
vereinbart, daß eine Hälfte des Kredits für Projektfinanzierung 
verwendet wird. Die Mittelbereitstellung für das von der jugo- 
slawischen Regierung vorgeschlagene Energieverbundnetz erfolgt 
nach dem Projektfortschritt, der durch Vorlage entsprechender 
Unterlagen nachgewiesen wird. 
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98. Abgeordneter 

Picard 

(CDU/CSU) 


Wurde das sonst übliche Verfahren der Pro- 
jektprüfung und -durchführung im Falle des 
700-Millionen-DM-Kredits an Jugoslawien 
nicht angewandt, und wie will die Bundesre- 
gierung ihre Behauptung aufrechterhalten, daß 
mit dem umstrittenen Jugoslawien-Kredit eine 
auf die Zukunft gerichtete langfristige Zusam- 
menarbeit beider Länder verbunden sei? 


Antwort des Bundesministers Dr. Eppler 
vom 8. Juli 1974 


Das von der jugoslawischen Regierung vorgesehene Projekt 
eines Energieverbundnetzes wurde bereits eingehend von der 
Weltbank geprüft und als entwicklungspolitisch förderungswür- 
dig angesehen, seine technische Auslegung als optimal bezeich- 
net. 

Es entspricht der Praxis der Bundesregierung, in Fällen, in denen 
bereits eine umfassende und gründliche Projektprüfung durch die 
Weltbank vorgenommen wurde, die Projektprüfung in Form 
einer Stellungnahme der Kreditanstalt für Wiederaufbau zu den 
bereits vorliegenden Dokumenten vornehmen zu lassen. Dies ist 
im vorliegenden Fall geschehen. 

Die Bundesregierung ist der überzeuguny, daß der Bau des Ener- 
gieverbundnetzes eine Schlüsselfunktion für die weitere wirt- 
schaftliche Entwicklung Jugoslawiens und für den Abbau der be- 
stehenden regionalen Ungleichgewichte hat. Mit der Verbesse- 
rung der Energieversorgung werden Möglichkeiten für weitere 
Investitionen, die Errichtung neuer Betriebe, die Schaffung neuer 
Arbeitsplätze gegeben. Hierdurch wird auch ein wesentlicher, 
langfristig wirkender Beitrag zur Lösung der Fragen der Gast- 
arbeiterbeschäftigung geleistet. Der Bau des Verbundnetzes wird 
es ermöglichen, Jugoslawien an das westeuropäische Energiever- 
bundsystem anzuschließen. 

Der Bezug von Gütern und Waren, wie unter anderem 

— industrielle Ausrüstungen 

— Erzeugnisse der chemischen Industrie 

— landwirtschaftliche Maschinen und Geräte, 

anhand der vereinbarten Warenliste wird dazu beitragen, die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit beider Länder weiter zu vertie- 
fen. Lieferungen und Leistungen, die der deutsch- jugoslawischen 
Kooperation dienen, sollen den Vorrang haben. 

Die Bundesregierung ist daher der Überzeugung, daß der Kapital- 
hilfekredit langfristig die zukunftsorientierte Zusammenarbeit 
beider Länder fördern wird. 


Bonn, den 23. Juli 1974 
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